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Berlin den 26. Juni. Se. Majeſtät der König ſind nach Breslau 
abgereiſt. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: Dem Ober⸗ und Gehei⸗ 
men Regierungs⸗Rath Ditmar in Erfurt den Rothen Adler-Orden zweiter 
Klaſſe mit Eichenlaub; ſo wie dem Kantor und Schullehrer Bölte zu Mam⸗ 
mendorf, im Regierungs- Bezirk Magdeburg; und dem Schullehrer Franz zu 
Grapkow, im Regierungs- Bezirk Frankfurt, das Allgemeine Ehrenzeichen zu 
verleihen. 


Ihre Durchlaucht die Herzogin von Sagan-Talleyrand, ift von 
Neun-Strelig; Se. Excellenz der General der Infanterie und General- Adjutant 
Sr. Majeftät des Kaiſers von Rußland, von Berg, von St. Petersburg; 
und der Herzogl. Anhalt⸗Köthenſche Landes⸗Direktions⸗Präſident, von Goßler, 
von Köthen hier angekommen. a | 


Breslau, den 26. Juni. Se. Majeſtät der König trafen heut 
Abend bald nach 8 Uhr in Begleitung Sr. Excellenz des kommandirenden 
Generals Herrn Grafen von Brandenburg und des Herrn Ober-Präfidenten 
von Wedell auf dem Nie derſchleſiſch-Märkiſchen Bahnhofe ein, 
wo Allerhöchſtdieſelben von dem Magiſtrat und den Stadtverordneten ehrerbietigſt 
empfangen wurden. Als der König von dem Perron in den Wagen ftieg, ertönte 
von dem zahlreich verſammelten Publikum ein freudiges Hurrah! Se. Majeſtät 
fuhren ſogleich nach dem Königl. Palais, wo die übrigen Militair⸗ und Civil⸗Be⸗ 


hörden Allerhöchſtdenſelben erwarteten. 


Berlin den 26. Juni. Wie wir vernehmen, wird Se. Majeſtät der König 
heute früh nach Breslau abreiſen, um die, jener Stadt ſchon vor einiger Zeit 
ertheilte Zuſage zu erfüllen, die Einweihungsfeier des Denkmals, welches Bres⸗ 
lau dem Andenken Friedrichs des Großen errichtet, durch ſeine Anweſenheit zu 
verherrlichen. 5 

Wir haben bisher nur öfter andeutungsweiſe von dem Gewinn geſprochen, 
welchen der Vereinigte Landtag dem Lande theils ſchon gebracht, theils noch 
bringen wird, indem der Raum uns keine größere Ausführlichkeit geſtattete, und 
wir erkannten eine Hauptſeite deſſelben in dem Aufgeben des bis jetzt vorwalten⸗ 
den Provinzialgeiftes in den Gedanken an ein einiges und allen gemeinſames Reich. 
Damit hängt nun unmittelbar eine Wirkung zuſammen, auf welche wir heute 
vorläufig doch nur hindeuten wollen, nämlich die, daß für dieſes einige Reich 
auch mehr und mehr eine allgemeine Geſ etzzgebung nothwendig erforderlich 
iſt, und daß die Partikulargeſetze, die Novellen ic. aufhören müſſen; denn bisher 
find oft Entſcheidungen für einzelne Fälle getroffen worden, wo eine allgemeine 
Anordnung durchaus nöthig war. Der Nachtheil der einzelnen Erlaſſe iſt aber 
hauptſächlich, daß fie niemals aus einem gemeinſamen Prinzip hervorgehen kön⸗ 
nen, indem ſie, auch in der Zeitfolge auseinanderliegend, oft nach verſchiedenen 
Lokalitäten ſich offenbaren müſſen. Dieſen unangemeſſenen Zuſtand unſerer Ge⸗ 
ſetzgebung haben unſere Staatsmänner längſt gefühlt, durch den Vereinigten Land⸗ 
tag iſt er indeſſen dermaßen zum Bewußtſein gekommen, daß fortan nur noch all- 
gemeine Geſetze, nach feſtſtehenden Prinzipien erlaſſen, zur Anwendung kommen 
werden, wie denn manche Einzelbeſtimmung ſeitdem ſchon zurückgehalten iſt, um 
in einem größern Ganzen die gewünſchte Stelle zu finden. 

Einem von Seiten unſerer Landgemeinden ſeit langer Zeit empfundenen drin⸗ 
genden Bedürfniß wird wahrſcheinlich ſehr bald durch den Erlaß einer neuen 
Feldpolizei-Ordnung entſprochen werden, welche von den betreffenden Be⸗ 
hoͤrden auf das Sorgfältigſte berathen wird. Auch läßt ſich hoffen, daß die bis⸗ 
herigen Mängel der Vormundſchaftsgerichte, in nächſter Zeit werden abge⸗ 
ſtellt werden, indem man den Berathungen der Familien diejenigen Intereſſen 


zurückgiebt, welche ſie am beſten berathen, beurtheilen und einrichten können. 
Zugleich machen wir hierbei auf wirkliches Erſcheinen der neulich von uns in Nr. 
110. angezeigten Zeitſchrift für die Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung 
(Berlin, Jonas) aufmerkſam, von der bis jetzt zwei Hefte mit einem reichen 
amtlichen und nicht amtlichen Juhalte uns vorliegen. (Spen. Ztg.) 
Berlin. — Auch die Verhandlung über das Judengeſetz hat in der 
Stände ⸗Kurie zu mehreren namentlichen Abſtimmungen Veranlaſſung gegeben. 
Sie fanden bei Fragen ſtatt, welche weniger einen praktiſchen als einen prinzipiel⸗ 
len Charakter hatten. Denn abgeſehen davon, daß gar keine Ausſicht auf irgend 
ein Eingehen der Regierung in eine allgemeine Anſtellungsfähigkeit und politiſche 
Wählbarkeit der Juden ſein dürfte, ſo iſt auch mit der Zulaſſungsfähigkeit derſel⸗ 
ben doch nicht ihre wirkliche Anſtellung oder Wahl gegeben. Wären die gewerbli⸗ 
chen Beziehungen der Juden in Frage gekommen, ſo möchte man vielleicht Erfah⸗ 
rungen gemacht haben wie bei der Einkommenſteuer, wie denn die ganze Juden⸗ 


frage ſehr einſeitig aufgefaßt wird, wenn man fie lediglich als eine Toleranzfrage 


betrachtet und in den Juden nur die Bekenner eines andern Glaubens ſieht. Was 
nun aber die beiden Abſtimmungen betrifft, ſo betrafen ſie theils die Anſtellungs⸗ 
fähigkeit der Juden, theils ihre Theilnahme an ſtändiſchen Rechten. Exſtere fiel 
gegen den Geſetzentwurf bejahend, letztere mit ihm verneinend aus. Die Stim⸗ 
men ſtanden ſich in beiden Fällen ziemlich gleich; die Minorität kam bei der erſten 
Abſtimmung um nur 5 Stimmen zu kurz und ward bei der zweiten zu einer Ma⸗ 
jorität um 1 Stimme. Dieſer Wechſel ſcheint nicht ſo ſehr durch einen Eintritt 
fehlender Mitglieder, als durch einige Abweichungen in der Stimmgebung veran⸗ 
laßt zu ſein. Im Uebrigen erklärten ſich in der Provinz Preußen 48 bei der er⸗ 
fien, 49 bei der zweiten Frage mit Ja und ebenſo 19 und 22 mit Nein. An 
dem Ja haben Ritterſchaft und Städte, an dem Nein die Landgemeinden den 
ſtärlſten Antheil. Eben ſo judenfreundlich bewies ſich das Rheinland. Hier 
waren 50 bei der Majorität der erſten, 44 bei der Minorität der zweiten Frage, 
und der Gegenſatz ſtellte ſich im Verhältniſſe von 11 und 15 dar. Die Ritter⸗ 
ſchaft war aber hier getheilt, bei der erſten Abſtimmung 9 gegen 8, bei der zwei⸗ 
ten 5 gegen 10. Dann erklärte ſich Poſen mit 25 und 28 gegen 16 und 12 
Stimmen für die Juden, wobei wieder beſonders die Ritterſchaft in dieſem Sinne 
den Ausſchlag gab, während bei den Landgemeinden die Mehrzahl gegen die Ju⸗ 
den war. In der ſtarkſten Minorität waren die Juden in Sachſen (in beiden 
Abſtimmungen 38 gegen 10 und 14), ferner in Brandenburg (37 und 38 ge⸗ 
gen 22 und 18), wo ſie beſonders die Ritterſchaft „von der nur 4 und 5 Mit⸗ 
glieder (in Sachſen gar keins) für ſie ſtimmten, gegen ſich hatten. In Pommern 
waren 23 und 25 gegen 16 und 12 wider die Juden. Hier hatten ſie wohl 
bei der erſten, nicht aber bei der zweiten Abſtimmung die Mehrzahl der Ritter⸗ 
ſchaft für ſich, die Städte und Landgemeinden in beiden gegen ſich. In Weſt⸗ 
phalen blieben ſie mit 14 und 15 gegen 29 in der Minderheit, und zwar waren 
ſie es in allen Ständen, am ſtärkſten im ritterſchaftlichen. In Schleſien war die 
meiſte Gleichheit der Stimmen (30 und 35 für, 37 und 31 gegen die Juden), 
und hatten ſie hier bei den Städten die Mehrheit (16 und 20 gegen 10 und 6), 
in den beiden andern Ständen die Minderzahl. Von der Ritterſchaft hatten ſie 
ungefähr 70 für, 100 gegen ſich, von den Städten gegen 100 für, 50—60 
gegen ſich, von den Landgemeinden die kleinere Hälfte für, die größere gegen ſich. 
Berlin. — Von den in Lithographie erſchienenen Portraits derjenigen Land⸗ 
tags⸗Deputirten, welche ſich durch ihr Rednertalent hervorgethan, wird das Por⸗ 
trait des Herrn v. Vin cke und des Herrn v. Beckerath's am ſtärkſten gekauſt. 
Es wird hier erzählt, daß die Comittenten des Herrn v. Beckerath, welchen 
ſich noch andere Freunde und Verehrer deſſelben angeſchloſſen, eine hinreichende 
Summe zuſammengeſchoſſen haben, um gedachten Deputirten mit einer prachtvol⸗ 
len Equipage zu überraſchen. Die Verfertigung des Wagens iſt einem kunſtferti⸗ 
gen Stellmacher in Frankfurt a/ M. übertragen worden; auch follen daſelbſt ſchon 
zwei Kutſchenpferde edler Race dazu bereit ſtehen. Bei der Rückreiſe des Herrn 
v. Beckerath beabſichtigen die Committenten ihren Abgeordneten von Frankfurt and 
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darin im Triumph abzuholen. Auf gleiche Weiſe fpricht man von einer Chrenbezeu⸗ f 


gung, die die hieſige jüdiſche Gemeinde dem Bürgermeiſter Sperling, als dem 
Referenten für das Judengeſetz zugedacht haben ſoll. — Einige Blätter haben die 
Mittheilung gemacht, daß ſich der Herzog von Braunſchweig mit der Herzogin 
Louiſe von Mecklenburg⸗Schwerin verlobt habe. Dieſe Nachricht iſt unbegründet; 
allerdings ſoll es in der Abſicht des Herzogs liegen, den Wünſchen ſeines Landes 
durch eine Vermählung zu entſprechen, welche zugleich für die Selbſtſtändigkeit 
Braunſchweigs eine Garantie bieten könnte; es iſt auch wahrſcheinlich, daß die 
Braut eine dem Preußiſchen Königshauſe ſehr nahe verwandte Prinzeſſin 
ſein wird, allein etwas Gewiſſes iſt bis jetzt noch nicht bekannt geworden. In 
hieſigen Kreiſen Hält man es für ausgemacht, daß der Herzog ſich mit der Prin⸗ 
zeſſin Wilhelmine der Niederlande, (geb. den 5. Aug. 1828), der Tochter des 
Prinzen Friedrich der Niederlande und der Prinzeſſin Louiſe von Preußen, Schwe⸗ 
ſter Sr. Majeſtät des Königs, vermahlen werde. — Wir haben bereits mitge⸗ 
theilt, daß von einigen Mitgliedern der Stettiner Kaufmannſchaft ernſte Bez 
denken gegen das vorgeſchlagene Differential-Zoll-Syſtem veröffentlicht 
worden waren. Dieſe ernſten Bedenken mußten natürlich die Herren Schutz⸗ und 
Differential⸗Zöllner auf das unangenehmſte berühren, und man dachte auf ein 
Mittel, ihre Wirkung unſchädlich zu machen. Die Gutmüthigkeit unſrer Spe⸗ 
nerſchen Zeitung bot hierzu die Hand. Sie enthielt am 17. Juni obenan 
einen Artikel, der eine von einem Mitgliede des Vorſteher-Amtes der Stettiner 
Kaufmannſchaft gegen dieſe Bedenken verfaßte Schrift eine ſehr gediegene Wider: 
legung nannte und der allgemeinen Aufmerkſamkeit dringend anempfähl. So hatte 
es denn den Anſchein, als ob die Stettiner Kaufmannſchaft jene Bedenken nicht 
theile, worüber namentlich die Preußiſchen Deputirten ſich ſehr verwundern muß⸗ 
ten. Aber was erlebt man? Die Spen. Ztg. vom 19. Juni bringt die Erklä⸗ 
rung von 186 Stettiner Kaufleuten und erſten Rednern, die ſich auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte gegen dergleichen Difſerentialzölle, fo wie überhaupt 
gegen alle den freien Verkehr ſtörende Schutzzoll-Maßregein 
verwahren. 

Berlin, den 26. Juni. Nach dem heutigen Militair⸗Wochenbatt 
iſt der Hauptmann von Syburg, vom 18ten Infanterie-Regiment, zum etats⸗ 
mäßigen Major ernannt worden. 

Der Vereinigte Landtag wird dem Marſchall der Stände-Kurie, Hin. v. Ro⸗ 
chow, ein überaus kunſtreiches Angedenken als Anerkennung ſeiner Verdienſte um 
die ſtändiſche Wirkſamkeit überreichen. Es iſt eine Dank⸗Adreſſe, abgefaßt durch 
die Herren von Auerswald und von Beckerath. Dieſe Adreſſe beſteht aus einer 
Reihe von zehn Blättern. Das erſte, das Titelblatt bildend, zeigt in einem 
Kranze die verſchiedenen Wappen der Provinzen, verflochten mit dem Bande des 
eifernen Kteuzes und durch den Preußiſchen Adler zuſammengehalten, darunter 
der Marſchallſtab und darin die Inſchrift: „Der erſte Vereinigte Landtag dem 
Marſchall der Drei⸗Stände⸗Kurie, Herrn v. Rochow.“ Auf dem zweiten Blatte 
befindet ſich die Adreſſe und auf den weiteren acht die Unterſchriften der Abgeord⸗ 
neten, letztere provinzenweiſe geordnet. Die einzelnen Provinzen ſind ſinnbildlich 
durch ihnen eigenthümliche Embleme von unſeren ausgezeichnetſten Malern darge⸗ 
ſtellt, welche darin Geiſt und Kunſt anf gleiche Weiſe bewährten. Das Ganze, 
überaus prachtvoll ausgeſtattet, liegt in einem Sammetdeckel, auf welchem das 
in Silber getriebene Wappen des Herrn v. Rochow angebracht iſt. Die Adreſſe 
wird dem Herrn v. Rochow heute Abend (den 25ſten) von einer Deputation, be⸗ 
ſtehend aus den acht Provinzial⸗Landtags⸗Marſchällen und drei Abgeordneten der 
drei Stände jeder Provinz überreicht. 

Stettin. — In unſerer Stadt wird ein Ehrengeſchenk für den Grafen 
Schwerin ⸗Putzar vorbereitet, deſſen bisherige Thätigkeit auf dem Vereinigten 
Landtage ſich hier einer allgemeinen Zuſtimmung und Billigung erfreute: Der 
Veteinigte Landtag hat uns aufgeklärt über viele Männer des Landes, 
deren rechte Beurtheilung und Würdigung bisher nicht möglich war; er hat uns 
reicher gemacht an Perſönlichkeiten, die in der Stille des Privatlebens 
bisher unbekannt bleiben mußten. 

Der Mannheimer Abendzeitung wird von der Niederelbe geſchrieben: 
„Am 5. hat in Magdeburg die letzte Verſammlung proteſtantiſcher 
Freunde, 27 Geiſtliche, ſtattgehabt. Sie iſt überaus klaͤglich abgelaufen. 
Uhlich hat acht Sätze vorgelegt zu einem gemeinſamen Proteſt gegen das Verfahren 
des Konſiſtoriums; aber nur Zwei haben beigeſtimmt. Die Andern haben theils 
das Konſiſtorium in Schutz genommen, theils „ſich der Kirche aufſparen“ wollen, 
theils geſchwiegen. Uhlich hat von Feigheit und Heuchelei geſprochen, was aus 
ſeinem milden Munde viel ſagen will, und man iſt mit dem ſtillen Bewußtſein 
auseinandergegangen, daß man nicht wieder zuſammenkommen werde. — In 
Halberſtadt hat ſich, nach erfolgter ablehnender Antwort des Königs, kürzlich 
eine freie Gemein de (die fünfte), an der Spitze der Bruder des Halliſchen 
Wislicenus, gebildet. Die Zahl der erſten Unterzeichner beträgt, entgegen der 
frühern Erwartung, etwa 20. Paſtor Mieter in Bremen, früher in Halberſtadt, 
iſt unmittelbar vor Wislicenus 14 Tage lang dort geweſen und ſoll alle: feine 
Autorität (er iſt Rationaliſt und galt viel) aufgeboten haben, die Leute vom Aus⸗ 
ſcheiden abzuhalten. — Die freie proteſtantiſche Gemeinde in Nordhauſen iſt 
etwa 900 Seelen ſtark. Bei der letzten Wahl von zehn Stadtverordneten und 
Stellvertteter „find fünf Vorſtandsmitglieder detſelben, worunter Baltzer, noch 

andere Mitglieder der freien Gemeinde und der Vorſieher der Judenſchaft gewählt 
worden, ſo daß die „Kirche“ faſt leer ausgegangen iſt. Die Verſammlungen find 
drückend voll, und die Kirchen ſtehen leer. Die Geiſtlichen halten Klagepredigten. 


Der ganze Kirchenvorſtand eins derſelben ging über. — Die freie Gemeinde zu 
Halle ift von der Regierung zu Merſeburg durch den Halliſchen Magiſtrat auf- 
gefordert worden, „Anträge“ auf Grund des Patents vom 30. März zu machen. 
Nach längerer Verhandlung iſt am 13. Juni, nach dem Vorſchlage von Wislice⸗ 
nus, beſchloſſen worden, dem Patent gegenüber Bar ficht als Religionsgeſellſchaft 
aufzutreten, ſondern als Privatgeſellſchaft als ſchiedener Unkirchlicher. Die 
Gemeinde erklärt der Regierung, daß fie gar kelte relihidſe oͤder kirchliche Präten- 
fion mache.“ 1 ' 3 

Köln, den 24. Juni. Das Hanupttags 
genheit des flüchtigen Notars, da bei derſelben Perſonen aus allen Klaſſen bethei⸗ 
ligt find. Wie man ſich leicht denken kann, werden dabei alle nur möglichen Lü⸗ 
gen auf's Tapet gebracht und die Summen, um welche es ſich handelt, mit jedem 
Tage vergrößert. Obgleich er steckbrieflich verfolgt it, ſo iſt bis jetzt noch nicht 
ermittelt, ob er ſich außer dem Mißbrauch des ihm geſchentten Zutrauens wirkli⸗ 
cher Fälſchungen ſchuldig gemacht. Man verſichert, es würden noch wenigſtens 
80 pCt. herauskommen und das iſt in jetziger Zeit bei uns ein glänzend ehrlicher 
Bankerott. Sahen wir doch bei der erſten Vorſtellung der Rachel einen Kauf⸗ 
mann, einen Tabaksfabrikanten, der bei einem Fallimente von 80,000 Thalern 
feine Gläubiger vor einigen Monaten mit 9 oder 10 pt. abgefunden hatte, mit 
feiner Frau im erſten Rang ſitzen, wo das Billet 2 Thaler koſtetee .. Dieß 


räch iſt noch immer die Angele⸗ 


Entweichen des Notars muß auf eine ſehr empfindliche Weiſe auf unſern geſamm⸗ 


ten Notarſtand rückwirken hinſichtlich des Zutrauens. — Geſtern und heute wurde 
die Sache der Bürger verhandelt, welche angeſchuldigt ſind, in den Auguſttagen 
des vorigen Jahres die Polizei und das Militär beleidigt oder an dem Tumult 
Theil genommen zu haben. Die Verhandlungen waren in fo weit ſehr imterefr 
ſant, da die Beſchuldigungen nur in Geringfügigkeiten beſtanden; ſo war einer 
ſogar vor den Schranken, weil er einen Unteroffizier Korporal genannt hatte, 
worin jener eine gravirende Beleidigung fand und wofür der Beſchuldigte an dem 
Abende ſelbſt im Gefänguiſſe mißhandelt wurde. Die Sache war zwar ſpruch⸗ 


reif, doch iſt der Spruch ſelbſt noch auf acht Tage ausgeſetzt. 


—  — — I 


Ausland. 


De nt re 

Leipzig. — Dr. Köchly in Dresden, welcher Blätter zur Förderung 
der Gymnaſialreform herauszugeben beabſichtigte, iſt die Herausgabe der⸗ 
ſelben von dem Miniſterium nicht geſtattet worden. 3 

München, den 19. Juni. Laut der „Augsb. Abendzeitung“ iſt der frü- 
here Proſeſſor Höfker nicht zum Archtvar, ſondern zum Archivs⸗Adjunkten in 
Bamberg ernannt. f 75 3 so 

Aus Baiern. — Bedeutendes Aufſehen hat unter dem großen Publikum 
die Einberufung der Beurlaubten hervorgerufen. Das Volk legt die Sache nach 
ſeiner Weiſe dahin aus, daß die Truppen nach Griechenland beſtimmt ſeien, um 
den wankenden Thron des Königs Otto zu ſtützen; wie denn überhaupt die Grie⸗ 
chiſchen Angelegenheiten einen Gegenſtand der lebhafteſten Erörterung bilden. 
Uebrigens iſt die Nachricht vollkommen begründet, daß die Einberufung der Beur⸗ 
laubten durch einen Beſchluß des Bundes, aus Anlaß der Theuerungs⸗Unruhen 
hervorgerufen wurde. Daß ahnliche Maßregeln nicht auch in allen übrigen Staa⸗ 
ten ſtattgefunden haben, erklärt ſich daraus, daß dort die Kontingente in der Re⸗ 
gel vollſtändiger gehalten werden, als bei uns, wo man aus Gründen der Spar⸗ 
ſamkeit nur die zum Dienſte nothwendige Mannſchaft unter den Waffen hält. 

Frankfurt, den 23. Juni. (Han. 3.) Auch ein Theil der Bewohner 
des uns benachbarten Städtchens Rödelheim, woſelbſt Herr Hofgerichtsrath 
Georgi früher längere Zeit als Juſtizbeamter fungirte, hat eine Adreſſe an 
Hrn. v. Gagern gerichtet, worin demſelben dafür gedankt wird, daß er die edle 
Selbſtüberwindung gehabt, das Anſinnen Georgi's zurückzuweiſen. 

Frankfurt a. M., den 24. Juni. Die vom Präſidium ernannten Mit- 
glieder der Bundestags-Commiſſion für Prüfung und Begutachtung des neuen ö 
Preßgeſetz⸗Entwurfs find, wie man in hieſigen Kreiſen, freilich nur gerüchtsweiſe 
wiſſen will, von demſelben erſucht worden, ihre Arbeiten möglichit zu beſchleuni⸗ 
gen, damit noch vor dem Eintritt der Ferienzeit der Gegenſtaud zur Beſchluß⸗ 
nahme herangereift werden könne. Unter jenen Mitgliedern aber macht eben daſ⸗ 
ſelbe Gerücht einige Diplomaten namhaft, welche für ihre Perſon der äußerſten 
conſervativen Richtung angehören, wenn ſchon die Regierungen, welche ſie in der 
Verſammlung repräſentiren, die Bahn des zeitgemäßen Fortſchritts n ha⸗ 
ben. Erfolgte nun von jeher die Abſtimmung für eine deſinitive Beſchlußnahme 
lediglich in Gemäßheit der den HH. Geſandten von ihren Höfen deshalb ertheil⸗ 
ten Inſtructionen, fo war es ihnen, zu einer frühern Epoche wenigſtens, geſtattet, 
bei Commiſſions-Gutachten und ſelbſt im Verlaufe der bundestäglichen Verhand⸗ 
lungen eine diskretionaire d. i. perſönliche Anſicht vorläufig zu Protokoll zu geben, 
welche für ihre Regierungen ſelber unverbindlich war und die daher nicht ſelten 
durch die definitive Abſtimmung reformirt wurde. Beſteht dieſe Praxis noch, was 
wir nicht wiſſen, ſo dürften ſich in dem hier befragten Falle auch ähnliche Erleb⸗ 
niſſe wiederholen. — Der Sieilianiſche Graf, der hier unlängſt eine Wechſelfäl⸗ 
ſchung zum Nachtheil des Hauſes Rothſchild beging, iſt vom hleſigen Criminal⸗ 
Gericht zur einjährigen Zuchthausſtrafe verurtheilt worden. 0 fe 

Freiburg, den 24. Juni. Geſtern langten die Staatsminiſter von Du f 
und Bekk hier an, machten bei den meiſten Lehrern unſerer Hochſchule Beſuche 
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und empfingen Nachmittags bie verfantmelten Fakultäten in der Aula unſeres Uni⸗ 
verſitätsgebäudes. Es in höchſt erfreulich, daß die hoͤchſten Staatsbehörden ſich 
mit eigenen Augen von der Sachlage überzeugen, mit eigenen Ohren die Parteien 
Hören wollen, und wobl anzunehmen, daß dadurch der Unſtern wirkungslos wird, 
welcher länger ſchon über unſerer Hochſchule drohend geſchwebt hat. Die von Hrn. 
Hofrath Buß aufgeſtachelte Partei, welche behauptet, Freiburg ſei eine rein ka⸗ 
tholiſche Hochſchule, bezweckt nichts geringeres, als die ganze Hochſchule in ultra; 
montanem Sinn zu geftalten, nicht nur alle proteſtantiſchen Lehrer zu entfernen, 
ſondern auch die Katholiſchen zu zwingen, jede Wiſſenſchaft im ſtrengſten Sinn 
der Römiſchen Kirche zu treiben. Sie bezweckt alſo, alle Vorleſungen unter 
geiſtliche Cenſur zu ſtellen. Daß ſelbſt die Mehrzahl der katholiſchen Lehrer 
ſich öffentlich gegen eine ſolche unwiſſenſchaftliche Zumuthung ausſpricht, darf nicht 
erſt verſichert werden. Auch ſteht zu hoffen, daß unſer Miniſterium, nachdem es 
ſich von der Sachlage unterrichtet hat, der Sache eine andere Richtung geben 
und der Wiſſenſchaſt eine Stütze fein werde. 

annover. — Der Kronprinz iſt ſchon wochenlang jo leidend, daß er 
das Zimmer nicht verlaſſen kann. Die Aerzte haben unter dieſen Umſtänden von 
dem Norderneyer Seebade, daß der Prinz ſeit Jahren regelmäßig gebraucht hat, 
abgerathen. f | 
Defterreid. 

Wien, den 23. Juni. Heute iſt von hier auf der Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn ein Train mit einer bedeutenden Anzahl ärariſchen Pontous nach Oderberg 
abgegangen, welche zum Bau einer Pontonsbrücke über die Oder zur Verbindung 
der Nord⸗ mit der Preußiſchen Wilhelmsbahn beſtimmt find. Die Direktion der 
Wilhelmsbahn hat bei dem KK. Hoffriegsrathe das Anſuchen geſtellt, ihr mehrere, 
wie es heißt etliche und zwanzig ſolche Pontons ſammt den nöthigen Requiſiten 
zu dieſem Zweck auf ihre eigenen Koſten zu überlaſſen, was auch ohne Anſtand 
bewilligt worden. 

* Galizien. 

Krakau, den 23. Juni. Man beabſichtigt mit nächſtem das geſammte 
hier garniſonirende Militair nach und nach von Krakau wegzunehmen und zwar 
theilweiſe nach Böhmen, theilweiſe in die Gegend von Lemberg zu ſchicken und es 
durch anderes zu erſetzen. Ob dabei eine Verminderung des jetzigen außerordent⸗ 
lich hohen Etats eintreten wird, oder nicht, läßt ſich mit Gewißheit noch nicht 
ſagen. — Als Grund des ſchon im Winter vermutheten Garniſonswechſels giebt 
man ganz allgemein den Umſtand an, daß hier beſonders unter dem Militair eine 
große Sterblichkeit herrſcht; es iſt noch nicht viele Wochen her, daß von manchen 
Truppen⸗Abtheilungen beinahe die Hälfte im Lazareth war. Zur Unterſuchung 
der Urſache, durch welche jene auffallende Sterblichkeit — in den meiſten Fällen 
in Folge eines höchſt bösartigen Typhus — unter dem Militair hieſigen Ortes 
veranlaßt worden iſt, ſoll nächſtens, wie man fagt, eine beſondere Commiſſion 
ernannt werden. } 

> Frankreich. 0 

Paris, den 23. Juni. Die Pairskammer war geſtern als geheimes Comité 
verſammelt; um vier Uhr wurden dem Publikum die Thüren geöffnet und Girar⸗ 
din eingeführt, um die Entſcheidung zu hören, dahin lautend, daß er von der 
weiteren Verfolgung der Pairskammer freigeſprochen iſt. Emil von Girar⸗ 
din hatte „es nicht anders von der Unabhängigkeit und Gerechtigkeit der Pairs⸗ 
kammer erwartet.“ 8 

Man lieſt in dem „Conſtitutionnel“: Eine ſeltſame Nachricht war geſtern an 
der Börfe verbreitet; der Regierung ſoll durch eine telegraphiſche Depeſche die 
Mittheilung geworden ſein, — die Chineſiſche Marine habe die Franzöſiſchen 
Kriegsſchiffe in Canton angegriffen und dieſe hätten grauſame Rache geübt; 4000 
Chineſen ſeien von den Kugeln der Franzöſiſchen Fahrzeuge gefallen. Die Frans 
zöſiſche Seeftarion in China beſteht dermalen aus einer Fregatte, einer Corvette 
und einem Dampfboot. 

Fortwährend laufen in unſere Häfen, namentlich in Havre und Marſeille fo 
viele Getreideſchiffe mit vollen Ladungen ein, daß ſich das Ende dieſer Sendungen 
nicht vorausſehen läßt. Nach allen Ueberſeeberichten hat man noch ſehr ſtarke 
Zufuhr, vorzüglich aus den Vereinigten Staaten zu erwarten. Drei Frankfurter 
Spekulanten haben ihre Waare mit Verluſt in Havre losgeſchlagen, um durch 
Weitertransport nicht noch größeren Schaden zu erleiden. Eine einzige der in 
Havre am 15. d. M. angrkommenen Ladungen belief ſich auf mehr als zwei Mil- 
lionen Kilogrammen Korn. Sie würde alſo für die Geſammtbevolkerung von 
Paris (über eine Million Seelen) für eine Woche hinlänglich ſein. 

Nach der „Gazette de Tribunaux“ war der Pairshof vorgeſtern Mittag unter 
dem Präſtdium des Kanzlers Pasquier verſammelt, und nahm in dem Prozeß 
Despans⸗Cubieres das Verhör des Herrn Teſte vor. 

Spanien. 

f Madrid, den 17. Juni. Ueber den von der Regierung erlaſſenen Befehl, 

daß die Journale das Recht der Herzogin von Montpenſier auf die Thron⸗ und 
Erbfolge, wenn Iſabella kinderlos ſterben ſollte, bei Strafe nicht beſtreiten dürfen, 
ſtellen die Blätter heute weniger Betrachtungen an, als man erwartet haben mochte; 
„Heraldo“ und „Faro“ billigen die Maßnahme; „Espanol“ aber und „Clamor 
publico“ find entgegengefegter Anſicht und letzterer meint, es würde der Franzöſi⸗ 
ſchen Regierung genügen, daß Pacheco und ſeine Kollegen eben ſo treugehorſamſte 
Diener ſeien, wie es Mon und Pidal waren. 

Die Berichte aus Catalonien lauten ſehr widerſprechend; einige Blätter 
Fellen die Provinz als in einem fehr aufgeregten Zuſtand und am Vorabend einer 


Juſurrektion ſtehend dar, während andere behaupten, daß die Montemoliniſten 
gänzlich entmuthigt ſeien, daß ſich ihre Reihen täglich mehr lichten. 

Dem „Correo“ wird aus der Portugieſiſchen Hauptſtadt mitgetheilt, der Fran⸗ 
zöfifche und Engliſche Geſaudte hätten die Regierung Donna Maria's erſucht, mit⸗ 
zuwirken, daß die Spaniſchen Truppen aus Portugal zurückgezogen würden. Man 
ſolle deßhalb an das Madrider Kabinet und direkt an die Generale Concha und 
Mendez Vigo ſchreiben. Die Portugieſiſche Regierung ging nicht darauf ein und 
die Geſandten handelten nun für fi allein. Die Spaniſchen Generale erwieder⸗ 
ten, daß fie nur den Befehlen ihrer Regierung Folge leiſten würden, wenn fie 
nicht Gegenbefehle erhielten. Zu gleicher Zeit wurde an Coſta Cabral geſchrie⸗ 
ben, er möge bei dem Madrider Kabinet darauf dringen, daß die Intervention 
ihren weiteren Gang gehe. 

Großbritannien und Irland. 

London den 19. Juni. Die Times kommen auf den Entwurf zu einem 
Preßgeſetz für Deutſchland zu ſprechen, von dem ſeit einiger Zeit mehr 
und minder verſchleiert in Deutſchen Blättern auch die Rede war, von denen auch 
Juhaltsangaben mitgetheilt wurden und der endlich in einem mit jenen Angaben 
im Ganzen übereinſtimmenden Abdrucke im Buchhandel zu haben iſt. Die Times 
äußern, daß nach der Berufung des Vereinigten Landtags und der ungeſchmäler⸗ 
ten Veröffentlichung ſeiner Verhandlungen, in denen die freie Ueberzeugung des 
Volkes ſich ausſprechen ſollte, klar geweſen ſei, wie die Cenſur mit der auf des 
Königs Ruf am 11. April in Berlin begonnenen neuen Aera ganz unvereinbar ſei. 
Hätte es im Bereiche der Preußiſchen Regierung gelegen, allein zu entſcheiden, 
ſo würde gewiß die Anerkennung der Preßfreiheit das erſte und angelegentlichſte 
Verlangen des Landtags geweſen ſein. Seine Mitglieder wären ſich aber bewußt 
geweſen, daß dieſe Frage nicht in Berlin zwiſchen dem König und ſeinem Volke, 
ſondern in Frankfurt entſchieden werden müſſe, wo Oeſterreichs Einfluß bedeutſa⸗ 
mer ſei. Man habe ſich indeſſen mit einer Ausſicht auf Vorlage eines Entwurfs 
von Preußiſcher Seite beruhigt. Der nun in Frankfurt zum Vorſcheine gekom⸗ 
mene müſſe aber, ſo viel davon bekannt ſei, in ganz Deutſchland und Europa den 
größten Widerſpruch hervorrufen. Der Entwurf wird dann kritiſirt und als eine 
vollkommene Unmöglichkeit neben den in Berlin dem Vereinigten Landtage gegenü⸗ 
ber zu erkennen gegebenen Dispoſitionen betrachtet. 

Am Montag ſind nicht weniger als 84 mit Getreide und Früchten beladene 
Schiffe in dem Hafen von London eingelaufen. — Nachrichten von der Inſel 
Mauritius vom 17. März ſtellen eine überſchwengliche Zuckerernte in Ausſicht. 
Man glaubt, ſie werde ſich auf 122 Millionen Pfund belaufen, eine Ziffer, 
hinter der alle der früheren Jahre weit zurückbleiben. f a 

Vom 15. Mai bis 14. Juni find nicht weniger als 17,995 erwachſene 
Auswanderer aus Liverpool nach Amerika abgegangen, zwei Drittel davon nach 
den Vereinigten Staaten. N ; 

In der Grafſchaft Clare in Irland find bedenkliche Theurungsunruhen ausge⸗ 
brochen. 

ner Feen. 

Türkiſche Grenze den 10. Juni. Aus Durazzo meldet man, daß die 
Bewohner der Albaneſiſchen Städte Durazzo, Virana, Elbaſſan und Valona in 
Folge der Bedrückungen der Türkiſchen Beamten, dieſe ſelbſt ohne Weiteres ab⸗ 
geſetzt haben. 0 5 


Vermiſehte Nachrichten. 

Berlin. Am 24. Nachmittags blieben hier die über Magdeburg kommen⸗ 
den Poſten aus. Es hat ſich bereits ergeben, daß jenſeits und unweit Magde⸗ 
burg ein Eiſenbahn⸗Unglück geſchehen iſt. In Folge eines Radbruches wurde ei- 
nem Schaffner der Fuß gequetſcht und ein anderer Bahnbeamter erheblich verletzt. 
Der Gen.⸗Stabsarzt eilte ſogleich zur Hülfe herbei und führte an dem verunglüͤck⸗ 
ten Schaffner die Amputation aus. aan 

Coſel, den 24. Juni. Die Oder iſt während der vergangenen Nacht faſt 
um 1 Fuß gefallen. Sie ſieht heut 6 Uhr Morgens am O.⸗P. 13° 84, am 
U.⸗P. 10“ 5“% f 

Während zehn Jahren waren in Portugal neun Revolutionen oder große 
Aufſtände. So find; 1) die Revolution im Sept. 1836; 2) der zu Belem ger 
machte Verſuch zur Wiedereinführung der Charte im Okt. 1836; 3) der Krieg 
der Marſchälle, ein vergeblicher Verſuch zu dem nämlichen Zwecke, von Seiten 
des Herzogs von Terceira und des Grafen Saldanha, im Jahre 1837; 4) die 
Bekanntmachung der neuen Konſtitution im Jahre 1838; 5) der Aufſtand des 
Miguel Augufto im Jahre 1840; 6) die Revolution von Oporto, geleitet durch 
Coſta Cabral, und die Wiedereinführung der Charte zu Liſſabon im Jahre 1842; 
7) der Aufſtand von Torres Novas und die Belagerung von Almeida im Jahre 
1844; 8) der Aufſtand von Maria da Fonte und die Revolution des Minho 
im Mai 1846; 9) die Verhaftung des Herzogs von Tercelta, der Aufſtand zu 
Bee: in Folge der von der Königin verſuchten Gegen⸗Revolution am 9. Otto⸗ 
ber 1846. 

Aargauiſche Blatter melden folgende wichtige Erfindung: „Herr Schauen⸗ 
berg, Koiffeur in Zofingen, hat eine Maſchine erfunden, vermittelſt welcher man 
in Zeit von 10 Minuten 10 Mann raſtren kaun. Derſelbe hat ſchon ſeit zwei 
Jahren daran ftubirt und gab bald alle Hoffnung auf, daß es ihm gelingen t ebe. 

Ein aus Aegypten angekommener Reiſender bringt nach Wien die Kane daß 
der berühmte Sonnentempel zu Balbek nicht mehr exiſtirt. Der Vicekönig ließ in 
der Nähe deſſelben eine Kavallerie⸗Kaſerne und ein Fourage⸗Magazin bauen, zu 


* 


welchem Zwecke er den Tempel abtragen und zum Baue der genannten Objekte 
verwenden ließ. Soliman Paſchah (Oberſt Selves) rettete wenigſtens das pracht⸗ 
volle Thor, indem er daſſelbe bei der Verwendung zur Kaſerne in ſeiner urſprüng⸗ 
Dies ſind die Kulturfortſchritte im 
Lande der Pharaonen! — Eine hübſche Hiſtorie, die nach der Kölner Zeitung 
jetzt die Runde macht. Weiß denn keiner der Redakteurs, ſelbſt der Univerſitäts⸗ 
profeſſor Herr Bercht nicht einmal, daß Balbek, das alte Heliopolis, in Syrien, 
nordöſtlich von Damaskus alſo in weiter Entfernung von Aegypten liegt? (D. R.) 


lichen Geſtalt wieder zuſammenſetzen ließ. 
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Berlin, zu beſuchen. 


Köln, den 20. Juni. Dem. Rachel und die ſie begleitende Geſellſchaft iſt 
geſtern nach Frankfurt abgereiſt, ohne die bereits angekündigte dritte Vorſtellung 
gegeben zu haben. Die Geſellſchaft wird drei, nach Verhältniß auch ſechs Vor⸗ 
ſtellungen in Frankſurt geben und ſich dann auflöſen. 
nach London, wo ſie bereits den 1. Juli eintreffen muß, die übrigen Mitglieder 
aber nach Paris zurück. Es beſtätigt ſich daher die Nachricht nicht, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft die Abſicht habe, auch noch andere Deutſche Städte, wie unter Andern 


Dem. Rachel geht von da 


Bekanntmachung⸗ 

Der Brennholzbedarf des hiefigen Ober- Appella⸗ 
tions⸗ und des Ober⸗Landes⸗Gerichts für den näch⸗ 
ſten Winter, von etwa 

94 Klaſtern Eihen-Kloben, und 
16 Kiefernkiehnholzes, 
mit der Anfuhr, ſoll in dem hierzu 

auf den 7ten Juli ꝛc. Nachmittags 5 Uhr 
vor dem Kanzlei⸗ Direktor Juſtizrath Wandelt in 
unſerem Sitzungszimmer angeſetzten Termine an den 
Mindeſtfordernden ausgethan werden. 

Lieferungsluſtige werden zu dieſem Termine hier⸗ 


durch eingeladen. 


Poſen, den 26. Juni 1847. 
Königliches Oberlandesgericht. 


Ediktal⸗ Vorladung 
der Gläubiger im erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſe 
über den Nachlaß des Land» und Stadtgerichts⸗-Di⸗ 

rektors Gebel. 


Ueber den Nachlaß des zu Weigmansdorf 
verſtorbenen Land- und Stadtgerichts- Direktors 
Bernhard Heinrich Gebel, iſt am heutigen 


Tage der erbſchaftliche Liquidationg- Prozeß eröffnet 


und der Juſtiz-Kommiſſarius Kutzner zum Inte—⸗ 
rims⸗Kurator beſtellt worden. 

Der Termin zur Anmeldung aller Anſprüche und 
zur Erklärung darüber, ob der Juſtiz-Kommiſſarius 
Kutzner als Kurator beibehalten werden ſoll, ſteht 
am 15ten September c. Vormittags um 10 
Uhr vor dem Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Ger⸗ 
lach im Seſſtonszimmer des hieſigen Gerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
aller feiner etwaigen Vorrechte verluſtig erklärt, und 
mit ſeinen Forderungen nur an dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von der 
Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Frauſtadt, den 23. Februar 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung 

Für den Winter 1947 fol der Brennholz-Bedarf 
für das Königliche Ober » Präfldium, die Königliche 
Regierung, das Königliche Conſiſtorium und Pro⸗ 
vinzial⸗Schul⸗Kollegium, für die beiden Königlichen 
Gymnaſten nebſt geiſtlichen Alumnat, das Königl. 
Schullehrer⸗Seminar und die Königl. Luiſenſchule, 
mit überhaupt 

300 Klaftern Ellern⸗ 
40 dito. Kiehnen⸗ 
60 dito. Birken⸗ und 
100 dio. Eichen⸗ 
im Wege der Entrepriſe beſchafft und die Lieferung 
dem Mindeſtfordernden überlaſſen werden. 

Zur Licitation iſt auf den 9ten Juli tc. Vor⸗ 
mittags um 10 Uhr im Königlichen Regierungs-⸗Ge⸗ 
bäude hierſelbſt vor dem Unterzeichneten der Termin 
angeſetzt, in welchem Bietungsluſtige zu erſcheinen 
und ihr Gebot abzugeben, hiermit aufgefordert 
werden. N 

Der Zuſchlag wird, unter Vorbehalt der Geneh⸗ 
migung der Königlichen Regierung ertheilt, und kön⸗ 
nen die Licitations-Bedingungen zu jeder Zeit bei 
dem Unterzeichneten eingeſehen werden. 

Poſen, den 12. Juni 1847. 

Holtzſch, Reg.⸗Secretair. 


Kloben⸗Holz, 


reiwilliger Verkauf. 

Das Rittergut Schleſiſch⸗Drehnow, Kreis 
Grünberg, Regierungs⸗Bezirk Liegnitz, mit 
einem Arcal von 5000 Morgen (1500 Morgen Ak⸗ 
ker und 3500 Morgen gut beſtandene Forſt), ſoll 
wegen Auseinanderfegung der Beſitzer aus freier 
Hand verkauft werden. Zur Entgegennahme von 
Geboten wird ein Termin auf 

Dienſtag den 3 1847 früh 

r 


in der Wohnung des Herrn Juſtitiar Müller zu 
Croffen an der Oder angeſetzt. 5 

Kaufluſtige werden hierzu mit dem Bemerken ein⸗ 
geladen, daß der 1 105 Fiebig zu Schleſiſch 
Drehnow angewieſen iſt, bei der Beſichtigung des 
Guts gegenwärtig zu ſeyn. 


Ring mit einem 


Die Bonitirungs- und Vermeſſungs⸗Regiſter, fo 
wie die Verkaufs⸗Bedingungen ſind beim Herrn Ju⸗ 
ſtitiar Müller in Croſſen a/ O. ſofort einzufehen, 
oder gegen portofreie Anfragen reſp. Erſtattung der 
Kopialien zu erfahren. 


Champagner- u. Cigarrenauktion. 


Dienſtag den 29. und Mittwoch den 30. 
Juni Vormittags von 10 und Nachmittags von 3 
Uhr ab, follen in dem früher Mendelsſohn ſchen 
Laden, Breslauerſtraße Nro. 4., für auswärtige 
Rechnung circa 60,000 Cigarren, worunter eine 
Parthie ächte Havanna und Bremer befindlich, 500 
Flaſchen guten Champagner in Kiſten à 25 und Par⸗ 
thien à 10 Flaſchen, ſo wie auch eine Parthie liebli⸗ 
chen und herben Ungar nebſt Rothwein in Flaſchen 
und Mittwoch Nachmittag um 4 Uhr eine Parthie 


Schnittwaaren, worunter zwei ſeine Terneaux-Shawls 


befindlich, gegen baare Zohlung verſteigert werden. 


7 
Auktion. 
Mittwoch den 30. Juni Mittags 12 Uhr ſoll 
vor dem Hötel de Vienne ein ganz bedeck⸗ 
ter Kutſchwagen, in 4 Federn hängend, nebſt 
Zubebör in beſtem Zuſtande, und ein goldener 
olitair gegen baare Zah⸗ 
Anſchütz. 


Ein Erbpachts-Vorwerk, in gutem Boden und 
ſchönen Wieſen beſtehend, zwei Meilen von Gneſen 
und eben fo viel von Trzemeſzuo entfernt, iſt aus 
freier Hand zu verkaufen. Näheres bei Herrn Kin⸗ 
zel, Gaſtwirth im „Schwarzen Adler“ in Poſen. 


Gutgebrannte Ziegel jeder Sorte ſtehen ſtets 
billigſt zu verkaufen Rattay No. 13. Das 
Nähere zu erfragen Markt No. 93. bei Gebrüder 
Wolff. Poſen, den 28. Juni 1847. 


lung öffentlich verſteigert werden. 


f Lütticher und Suhler Jagdgewehre, 
Piſtolen und Terzerole, ſo wie Engl. Satteldecken 
empfiehlt billigſt 


Alexander & Swarſenski.“ 


Gänzlicher Aus verkauf. 

Indem ich mit meinem Modewaaren-Geſchäft 
gänzlich räumen will, mache ich hiermit das geehrte 
Publikum darauf. aufmerkſam, daß ich ſämmtliche 
Waaren 25 2 unterm Einkaufspreiſe verkaufe. 

Grabows ka, 
Bergſtraße No. 15. vis-a-vis dem Hotel de Vienne. 


1 77 
Nicht zu überſehen. 

Points, Kanten und Kirchengewänder mit guten 
Spitzen werden zu den höchſten Preiſen gekauft alten 
Markt No. 66. im zweiten Stock. 

Der Aufenthalt des Käufers dauert nur 
zwei Tage. >= 

Zwei ganz vorzügliche Kuchenreiterſche Piſto⸗ 
len mit Haarzügen ſind zu verkaufen und liegen zur 
Anſicht bei dem Regiments-Büchſenmacher Herrn 
Hartmann St. Martin. 


In Neudorf bei Schwerſenz an der Chauſſee 
if der Gaſthof nebſt beſtellten Gärten ſofort zu ver— 
pachten. 

St Martinſtraße No. 25. und 26. ſind von Mi⸗ 
chaeli d. J. ab in allen Etagen große und kleine 
Wohnungen zu vermiethen; 
auch Pferdeſtall und Wagenremiſe. 


Markt⸗ und Breiteſtraßen⸗Ecke No. 100. iſt vom 
Iſten Juli ab eine große Stube nebſt Stübchen, mit 
oder ohne Möbel, eine Treppe hoch billig zu 
vermiethen. 


Eine Wohnung von 3 Zimmern, Küche und 
Holzgelaß iſt Graben No. 38. von Michaeli ab zu 
dermiethen. Das Nähere daſelbſt zu erfragen bei 
Bielefeld. 


An ſchü tz. 


erforderlichen Falls 


Es ift mir der 49 Pfandbrief des Großherzog⸗ 
hn Poſen 2 
0.133. Kornik, Kreis Schrimm, Ro. 
2588. über Fünfhundert Reichsthaler 
nebſt Coupons feit Johanni d. J., 
geſtern in Rogaſen entwendet worden. Ich habe 
deſſen Amortiſation beantragt und zeige dies an. 
Rygielsko bei Wagrowiec, den 19. Juni 1847. 
Adalbert Kamienski. 


5 a 569 Carpliner Reis, das Pfd. 3 Sgr. 


Bengal⸗ und Java-Reis, das Pfd. 2 Sgr. 10 Pf., 
und bei Abnahme eines Centners oder Ballen billi⸗ 
ger verkauft die Materialhandlung von 

Samſon Töplitz, Schuhmacherſtr. No. 1. 


Alle Sorten Reis, in einzelnen Quantitäten & 
Pfund 2 Sgr. 8 Pf., ſo wie auch im Ganzen, ſind 
zu auffallend billigen Preiſen beim Kaufmann Si⸗ 
mon Berck zu haben. > 


Meine Herings- Niederlage: 

befindet ſich jetzt Breiteſtraße No. 3. 

im Keller des Glaſermeiſter Biſchofſchen Hauſes, 
Eingang von der Straße. So eben empfing ich wie⸗ 
derum eine vorzügliche Sendung Fett⸗, Matjess und 
anderer Heringe, und verkaufe fie im Einzelnen, im 
Ganzen billiger; auch ſind bei mir marinirte Heringe 
zu haben. Carl Neumann. 


Vorzüglich friſche heute erhaltene Matjes-Heringe, 
Stück 10 Pf., Schock 1 Rıhlr. 15 Sgr. verkauft 
Theodor Bley, Ziegengaſſe No. 28. neben dem 
Wildprethändler; auch die ſogenannten Jungfern⸗ 
Heringe, zu 1 Sgr. 6 Pf. pro Stück, ſind ſo eben 
angekommen. Poſen, den 27. Juni 1847. 


Odeum. 
Heute Dienſtag den 29 ſten d. M.: 


Großes Abſchiedskonzert, 


von Anton Kratky, 
Virtuos auf der Mundharmonika, Doppels 
horn und Apollo⸗Guitarre, f 
unter gefälliger Mitwirkung der Gung'lſchen Kapelle 
und des Geſang⸗Vereins Apollonia. 
Anfang 5 Uhr. 5 
Billets à 10 Sgr. find in den Konditoreien der 
Herren Prevoſti im Bazar, Freundt und Gio⸗ 
vanoli am Wilhelmsplatz, und an der Kaſſe zu 
haben. 

Indem ich bei dieſem meinem letzten Konzert 
für die mir ſeither ſo ehrenvoll zu Theil gewordene 
Aufnahme den innigſten Dank darbringe, foll es 
meine ſchönſte und angenehmſte Pflicht ſeyn, mir 
durch daſſelbe ein bleibendes Andenken zu ſichern, 
und gebe mir die Ehre, hierzu ganz beſonders erge⸗ 
benſt einzuladen. Anton Kratky. 


In Urbanowo am 29ſten Juni c.: Großes 
Garten⸗Konzert. Anfang 5 Uhr Nachmittags. 


Entrét a Familie 3 Sgr., à Perſon 1 Sgr. 6 Pf. 
1 1 
Schilling. 


Von heute ab täglich: Warmes Abendbrod. 
a R. La u. 


| Getreide⸗Marttpreiſe von Poſen, 


den 28. Juni 1847. b 1 1 
(Der Sceſſel Preuß) g 5 | ß 4 
Weizen d. Schfl.zu 10 Mig. 41 27, 5 Ti 
Roggen dito 4 25 442811 
Gerte „ 224 5 3] 415 
Hafer. 1124150 21 —I— 
Buchweizen 2 N 11 3 —|— 
Erbſen; RE. 422 3 5 —— 
Kartoffeln A — 4 1 10 — 1 14 5 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 22 6 — 27 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 7 —— 8 —— 
Butter das Faß zu 8 PfBb. 11 15—] 11 20 — 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


= em. — i 1 2 . 


* ai me rr * has 
si a u 


148. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 29. Juni 1847. 


Landtags⸗ Angelegenheiten. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc., 
entbieten Unferen zum Erſten Vereinigten Landtage verſammelten getreuen Stan, 
den Unſeren gnädigen Gruß. f 

Wir haben durch Unſeren Landtags⸗Kommiſſarius von den Zweifeln Kenntniß 
erhalten, welche bei der Berathung der Anträge Unſerer getreuen Stände auf 
Abänderung des Patents und der Verordnungen vom 3. Februar d. J. über die 
Auslegung der 88. 4. und 6. der Verordnung wegen Bildung des Vereinigten 
Landtags erhoben worden ſind. Zur Beſeitigung dieſer Zweifel wollen Wir, in 
Uebereinſtimmung mit den von Unſerem Landtags-Kommiſſarius vorläufig abge⸗ 
gebenen Erklärungen, Unſeren getreuen Ständen hierdurch eröffnen was folgt: 

1) Wenn im 8. 4. der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Land⸗ 
tages diejenigen Darlehne, die fortan nicht anders, als mit Zuziehung und unter 
Mitgarautie des Vereinigten Landtags, aufgenommen werden follen, als ſolche 
bezeichnet ſind, für welche das geſammte Vermögen und Eigenthum des Staats 
zur Sicherheit beſtellt wird, ſo iſt es Unſere Abſicht nicht geweſen, durch dieſe, 
wörtlich ans dem Artikel III. der Verordnung vom 17. Januar 1820 entnommene 
Bezeichnung ſolche Staats⸗Auleihen, für welche nur ein Theil des Staats⸗Eigen⸗ 
thums oder der Staats⸗Revenüen als Sicherheit beſtellt werden möchte, von dem 
Erforderniß der Zuſtimmung des Vereinigten Landtags auszuſchließen. Vielmehr 
iſt es Unſer Wille, daß die Aufnahme von Staats-Anleihen in Friedenszeiten und 
die Ausfertigung von Schuld⸗Dokumenten über ſolche Anleihen, fo wie eine Ver⸗ 
mehrung der in den umlaufenden Kaſſen-Anweiſungen beſtehenden un verzinslichen 
Staats. Schuld nicht anders, als unter Zuſtimmung des Vereinigten Landtags, 
erfolgen ſoll. Dies findet jedoch keine Anwendung auf die laufenden Verwaltungs⸗ 
Schulden, indem dieſelben lediglich in Antieipationen der Staats-Revenüen auf 
kürzere Zeit beſtehen und durch ſie das Land mit neuen Laſten nicht beſchwert wird. 
Zu ſolchen Verwaltungs- Schulden bedarf es, wie bisher, ſo auch in Zukunft, der 
ſtändiſchen Mitwirkung nicht. ; 

2) Da für die im . 6. ber Verordnung über die Bildung des Vereinigten 
Landtags vorgeſehenen Fälle, in denen die Einberufung deſſelben durch politiſche 
Verhaͤltniſſe verhindert werden möchte, bei Aufnahme von Darlehnen ausdrücklich 
nur die Zuziehung der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen vor⸗ 
geſchrieben iſt, ſo folgt ſchon hieraus, daß Uunſere Abſicht nicht dahin gegangen 
ſein kann, der gedachten Deputation ein Recht der Zuſtimmung zu Staats-An⸗ 
leihen beizulegen. Um jedoch jeden Zweifel über dieſe Unſere Anſicht zu löſen, 
nehmen Wir keinen Anftand, hierdurch Unſeren getreuen Ständen ausdrücklich zu 
erklären, daß die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen nicht dazu 
beſtimmt ift, den Vereinigten Landtag in feinen geſetzlichen Befugniſſen hinſichtlich 
der Konſentirung von Staats-Anleihen zu erſetzen oder zu vertreten. 

Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1847. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 


(gez.) Prinz von Preußen. 
von Voyen. Müpler. Nother. Eichhorn. von Thile. von Savigny. 


00 n Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr von Canitz. 
f von Düesberg. 


An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Goltes Gnaden, König von Preußen ır., 
entbieten Unferen zum Erſten Vereinigten Landtage verſammelten getreuen Stän⸗ 
den Unſeren gnädigen Gruß. 

Wir haben aus der Uns unterm 23ſten d. M. vorgelegten Petition Uuſerer 
getreuen Stände auf Abänderung und Declaration des Patents und der Ver⸗ 
ordnungen vom 3. Februar d. J. die Zweifel erſehen, zu welchen die Faſſung 
des §. 9 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages Unferen 
getreuen Ständen Veranlaſſung gegeben hat. Um dieſe Zweifel zu löſen, erklären 
Wir hierdurch, daß in dem durch das allgemeine Geſetz vom 5. Juni 1823 
beſtimmten Umfange des Rechtes der Stände, mit ihrem Beirath gehört zu werden, 
durch die Verordnungen vom 3. Februar d. J. keine Schmälerung eingetreten iſt, 
daß vielmehr dieſes Recht in Betreff allgemeiner Geſetze nach Inhalt des §. 12 
der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages und des $. 3 der 
Verordnung über die periodiſche Einberufung des Vereinigten ſtändiſchen Aus- 
ſchuſſes, auch wenn dergleichen Geſetze Veränderungen in den Steuern zum Ge⸗ 
genſtande haben, ungeſchmälert auf den Vereinigten Landtag und auf den Ver⸗ 
einigten ſtändiſchen Ausſchuß übergegangen iſt, To weit nicht die zulezt erwähnte 
Geſetzesſtelle den Provinzial Landtagen jenen Beirath für einzelne Ausnahme: 
Fälle vorbehalten hat. Der 8. 9 der Verordnung über die Bildung des Verei⸗ 
nigten Landtages erhält demnach in keiner Weiſe eine Schmälerung, vielmehr 
nuc eine weſentliche Erweiterung der ſtändiſchen Rechte. 

g Wenn Unſere getreuen Stände ferner die Beſorgniß hegen, daß in der Be⸗ 

ſtimmung des erwähnten 8. 9, wonach das dem Vereinigten Landtage von Uns 
verliehene Steuerbewilligungs⸗Recht auf die Domainen und Regalien nicht bezogen 
werden ſoll, eine Beſchränkung der ſtändiſchen Gerechtſame gefunden werden 
konnte, fo wollen Wir dieſe Beſorgniß hiermit durch die Erklärung beſeitigen, daß 
es bei Erlaß der gedachten Beſtimmung nicht in Unſerer Abſicht gelegen hat, in 
den verſaſſungsmäßigen rechtlichen Verhältniſſen der Domainen und Regalien 
irgend eine Veränderung herbeizuführen, daß mithin dieſe rechtlichen Verhältniſſe 
durch die Verordnungen vom 3. Februar d. J. in keiner Weiſe alterirt ſind. 


Was die in der Petition vom 23ſten d. M. beantragten Abänderungen 
Unſeres Patents und der Verordnungen vom 3. Februar d. J. betrifft, ſo iſt 
Unſeren getreuen Ständen aus der Anrede, mit welcher Wir ſie bei Eröffnung 
des Landtages begrüßt haben, ſo wie aus Unſerer Erwiederung auf ihre Adreſſe, 
Unſer Entſchluß bekannt, an die weitere Ausbildung des von Uns ſelbſt für 
bildungsfähig erklärten neuen Verfaſſungswerkes nicht anders als auf der Grund⸗ 
lage reiflicher Erfahrung zu gehen. Getreu dieſem Entſchluſſe, aber auch einge⸗ 
denk Unſerer Erklärung, daß Wir den Vereinigten Landtag gern öfter um Uns 
verſammeln wollen, werden Wir die auf die periodiſche Einberufung deſſelben und 
auf Beſchränkung des Wirkungskreiſes des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes 
gerichteten Anträge Unſerer getreuen Stände in ſorgſame Erwägung ziehen und 
behalten Uns Unſere Entſchließung darüber ſo lange vor, bis die Verordnungen 
vom 3. Februar d. J. ihrem weſentlichen Inhalte nach zur Aus führung gekom⸗ 
men ſein werden. 

Wenn Unſere getreuen Stände am Schluſſe der Petition vom 23ſten d. M. 
an Uns die Bitte richten, : 

bis zur Entſcheidung über die vorerwähnten Anträge auf Abänderung ber Ver⸗ 

ordnungen vom 3. Februar d. J. die Wahlen der ſtändiſchen Ausſchüſſe und 

der ſtändiſchen Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen ausſetzen zu laſſen, 
ſo behebt ſich dieſe Bitte, ſoweit ſich dieſelbe auf die ſtändiſche Deputation für das 
Staats⸗Schuldenweſen bezieht, dadurch, daß ein Antrag Unſerer getreuen Stände 
auf Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen über die Bildung und den Wir⸗ 
kungskreis der gedachten Deputation nicht an Uns gelangt iſt. Was aber dle 
von Unſeren getreuen Ständen gewünſchte Ausſetzung der Wahl der ſtändiſchen 
Ausſchüſſe betrifft, fo können Wir dieſer Bitte ſchon deshalb nicht Statt geben, 
weil Wir beabſichtigen, den Entwurf des neuen Strafgeſetzbuches, deſſen endliche 
Feſtſtellung und Publication der Beſchleunigung bedarf, mit Rückſicht auf die 
weſentliche Verſchiedenheit der darüber eingegangenen provinzialſtändiſchen Erklä⸗ 
rungen, dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe zur Begutachtung vorzulegen und 
denſelben zu dieſem Zwecke möglichſt bald zuſammen zu berufen. Wir fordern 
daher Unſere getreuen Stände hierdurch auf, die Wahlen der ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe und der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen nunmehr zu 
vollziehen, wozu die Provinzial-Landtags-Marſchälle unverzüglich die nöthigen 
Anordnungen zu treffen haben. 5 

Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 
Gegeben Berlin, den 24. Juni 1847. N 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 

(gez.) Prinz von Preußen. 
Mühler. Nother. Eichhorn. von Thile. von Savigny. 


Graf zu Stolberg. Ühden. Freiherr vo . 
von Düesberg. N ar 


An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de., 
entbieten Unſeren zum Erſten Vereinigten Landtage verſammelten getreuen Stän⸗ 
den Unſeren gnädigen Gruß. 

Nachdem Uns von Unſerem Landtags-Kommiſſarius angezeigt worden iſt, 
daß die Unſeren getreuen Ständen von Uns überwiefenen Geſchäfte, mit Einſchluß 
der Wahlen der ſtändiſchen Ausſchüſſe und der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen, bis zum 25ſten d. M. erledigt ſein können, haben Wir den 
Schluß des Erſten Vereinigten Landtags auf den 26ſten d. M. feſtgeſetzt und, da 
Wir an dieſem Tage in Unſerer Reſidenz Berlin nicht anmwefend fein werden, Un⸗ 
ſeren Landtags⸗Kommiſſarius beauftragt, den Vereinigten Landtag in Unſerem 
Namen zu ſchließen. Indem Wir dieſes Unſeren getreuen Ständen hierdurch er⸗ 
öffnen, bleiben Wir denſelben in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1847. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
(gez.) von Bodelſchwingh⸗ 
An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 


Berlin, den 26. Juni. 

Nachdem in Folge der vorſtehend abgedruckten Botſchaften die Wahlen der 
Landes- Deputation für das Staatsſchuldenweſen und der ſtändiſchen Ausſchüſſe 
geſtern in ſämmtlichen durch ihre Marſchälle beſonders konvozirten Provinzial⸗ 
Verſammlungen abgehalten waren, erfolgte heute früh um 10 Uhr der Schluß 
des Erſten Vereinigten Landtages. 

Zu dem Ende hatten ſich beide Kurien im Weißen Saale des Schloſſes ver⸗ 
ſammelt. Eine Deputation aller Stände benachrichtigte den Königlichen Landtags⸗ 
Kommiſſar, Staats⸗Miniſter von Bodelſchwingh, daß der Landtag verſammelt 
ſei, worauf der Königliche Kommiſſarius mit ſämmtlichen Staats- Miniftern in 
die Verſammlung eintrat und folgende Rede verlas: i 

Durchlauchtigſte Prinzen, durchlauchtige Fürſten, erlauchte 
Grafen, edle Herren, 

Hochgeehrte Abgeordnete der Ritterſchaft, Städte un 
Landgemeinden! a 

Es iſt die Stunde gekommen, in welcher auf Befehl Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs, unſers Allergnädigſten Herrn, die erſte Verſammlung des Vereinigten 
Landtages geſchloſſen werden ſoll. Sie ift dadurch getrübt, daß eine kleine An⸗ 
zahl feiner Mitglieder ihre Betheiligung bei dem letzten Akt ihrer Wirkſamkeit 
verfagt und ſich dadurch einer Pflicht entzogen hat, deren Erfüllung mit der 


von Boyen. 


(gez.) 
von Bodelſchwingh. 


— SEE. K ABB. EEE. — 
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Ausübung ihrer ſtändiſchen Rechte im weſentlichen Zuſammenhauge ſteht. Die 
Regierung wird das Anfehen der Geſetze zu ſchuͤtzen wiſſen. 

Blicken wir im Uebrigen zuruck auf den eilfwöchentlichen Zeitraum des ſtändi⸗ 
ſchen Wirkens dieſer hohen Verſammlung, ſo werden Gefühle der mannigfachſten 
Art in unſerer Bruſt ſich regen. Wer vermöchte ſie zu überſehen, wer ihnen 
Ausdruck und Worte zu geben? Ein Gefühl aber dürfte Allen nicht fremd ſein, 
das Gefühl, daß die Ergebniſſe des Vereinigten Landtages weniger fruchtbringend 
für das Land geweſen ſind, als ſie es hätten ſein können. 

Doch vertrauen wir der allwaltenden göttlichen Vorſehung, welche unſerem 
theuren Vaterlande in entſcheidenden Augenblicken ſtets ſchützend zur Seite ſtand, 
daß der Samen des Guten und Edlen, welcher hier ausgeſtreut iſt, auf einen 
empfänglichen und fruchtbaren Boden gefallen ſei, auf daß er zu einem Baume 
mit edlen Früchten heranwachſe, unter deſſen Schatten kein Unkraut wuchert. 

Aber auch ein Gefühl der Freude und des Stolzes durchbebt gewiß Aller 
Bruſt; das Gefühl, ja das Bewußtſein, daß alle hier verſammelten Stände und 
Provinzen auf das innigſte verbunden ſind, durch glühende Liebe für das Vater— 
land, für den uns von Gott gegebenen edlen König und ſein erhabenes Haus. 
Denn Alle haben ſich dazu laut und freudig bekannt. Wie verſchieden auch die 
Wege fein, wie labyrinthiſch ſie ſich durchkreuzen mögen, die hier empfohlen, die 
hier eingeſchlagen ſind, vertrauen wir, daß Alle, die mit jener Geſinuung auf 
ihnen wandeln, Einem Ziele zugeführt werden: 

Zur Kräftigung der Ehre und Unabhängigkeit, der materiellen und gei— 
fiigen Bluͤthe des Vaterlandes, zum Ruhme des prenßifchen Volkes unter einer 
durch die Stände gehobenen und geſtärkten, unangetaſteten Krone auf den Haͤuptern 
ſeiner Könige aus dem edlen Hauſe der Hohenzollern!! 

Mit dem Ausdruck dieſer Hoffnung, der Sie auf dem Wege in die Heimat 
geleiten möge, auf daß Sie auch dort fortwirken und ſtreben nach jenem erha⸗ 
benen Ziele, 5 

erkläre ich — auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs — den Erſten Verei⸗ 
nigten Landtag hiermit für geſchloſſen. » 

Der Marſchall der Vereinigten Kurien, des Fürſten von Solms Lich 
Durchlaucht, erwiederten dieſe Rede mit den Worten: 


ru 


„Es lebe Se. Majeſtät der König! 


worauf die ganze Verſammlung mit einem dreifachen lauten Hoch! einfiel. 


Der Königliche Kommiſſar verließ ſodann, von derſelben Deputation geleitet, 
welche ihn empfangen hatte, den Saal. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 19. Juni. 
(Schluß) ö 

Referent (lieſt vor): „F. 47. Zu den allgemeinen Erforderniſſen der 
Naturaliſation gehört: 1) ein feſter Wohnſitz innerhalb des Großherzogthums 
Poſen, 2) völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels, 3) die Fähigkeit und 
Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Angelegenheiten, Willens⸗Erklärungen, 
Rechnungen und dergleichen ausſchließlich der deutſchen Sprache zu bedienen. 
Von dieſem Erforderniß kann der Ober-Präſident auf den Antrag der Re- 
gierung dispenfiren, 4) die Annahme eines beſtimmten Familien-Namens.“ 

Abg. v. Brodowski: Bei Nummer 3 halte ich für nöthig, eine Be⸗ 
merkung zu machen. Die Provinz Poſen hat zwei Sprachen, die polniſche 
und die deutſche. Ich muß alſo bitten, beide aufzunehmen. 

Referent: Ich ſtelle anheim, einzuſchalten: „Ausſchließlich der deutſchen 
oder polniſchen Sprache.“ 

Marſchall: Iſt das Amendement unterſtützt? Verlangt Jemand das 
Wort.“ 

Referent: Der Abfag 3 des §. 47. würde alſo heißen: Die Fähigkeit 
und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Angelegenheiten, Willens⸗Erklä⸗ 
rungen, Rechnungen und dergleichen ausſchließlich der deutſchen Sprache zu 
bedienen. Von dieſem Erforderniß kann der Ober-Präſident auf den Antrag 
der Regierung dispenſiren. 

Marſchall: Die Abstimmung erfolgt über den Antrag; wer ihn anneh⸗ 
men will, beltebe aufzuſtehen. (Geſchieht.) Die einfache Majorität iſt dafür. 

Referent (lieſt vor): „F. 48. Unter dieſen Vorausſetzungen ſollen in 
die Klaſſe der naturalifirten Juden nur diejenigen aufgenommen werden, 
welche den Nachweis führen, daß ſie entweder einer Wiſſenſchaft oder Kunſt 
ſich gewidmet haben und ſolche dergeſtalt betreiben, daß ſie von ihrem Er⸗ 


trage ſich erhalten können; oder ein ländliches Grundſtück von dem Umfange 


beſitzen und ſelbſt bewirthſchaften, daß daſſelbe ihnen und ihrer Familie den 
hinreichenden Unterhalt ſichert, oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes 
Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreiben, oder in einer Stadt ein Grund⸗ 
ſtück von wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth ſchuldenfrei und eigenthümlich 
beſttzen, oder daß ihnen ein Kapital-Vermögen von wenigſtens 5000 Rthlr. 
eigenthümlich gehört, oder daß ſie ihrer Heerespflicht als einjährige Freiwillige, 


reſp. durch dreijährigen Dienſt wirklich genügt und gute Führungs⸗Atteſte er⸗ 


halten, oder durch patriotiſche Handlungen ein beſonderes Verdienſt um den 
Staat ſich erworben haben, oder endlich diejenigen, welche aus anderen Pro⸗ 
vinzen Unſerer Monarchie ihren Wohnſitz in das Großherzogthum Poſen ver⸗ 
legen. Es wünſcht die Abth., daß am Schluſſe dieſes Paragraphen noch 
der Zuſatz gemacht werde: „oder von den Orts⸗Polizei-Vehörden als geeignet 
dazu erachtet werden.“ 

Abg. Schauß: Ich muß mir hier eine kleine Bemerkung erlauben. Ich 
weiß nicht recht, was unter dem Ausdruck verſtanden fein foll: „wenn er ein 
nahrhaftes, ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreibt.“ Ich ſollte 
meinen, wenn Jemand ein nahrhaftes Gewerbe betreibt, ſo könne und müſſe 
das genügen, und man habe nicht weiter danach zu fragen, ob es mit Aus⸗ 
zeichnung betrieben werde. Auszeichnung, fo allgemein hingeſtellt als Bedin⸗ 
gung, iſi einer ſehr relativen Anſicht unterworfen. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob das Amendement, die Worte: „mit 
Auszeichnung“ zu ſtreichen, unterſtützt wird? Zuerſt muß ich fragen, ob der 


Antrag der Abtheil. angenommen werden ſoll, der dahin geht, daß den Be’ 
dingungen, unter denen die Naturaliſation erfolgen kann, hinzugefügt werde: 
„Wenn die Ortspolizei-Behörde den Juden als geeignet dazu findet.“ Dies 
jenigen, welche dieſem Antrage beitreten, bitte ich aufzuſtehen. (Wird von 
der Mehrheit angenommen.) Nunmehr werde ich das Amendement zur Abs 
ſtimmung ſtellen, welches dahin geht, daß die Worte: „mit einiger Auszeich⸗ 
nung“ wegzulaſſen ſeien. Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte 
ich aufzuſtehen. (Da das Reſultat der Abſtimmung ſich nicht klar zu Tage 
legt, wird durch die Ordner die Zählung vorgenommen.) Das Ergebniß der 
Abſtimmung iſt folgendes: Das Amendement ift mit 242 gegen 124 Stimmen 
angenommen. Da nicht ganz zwei Drittel vorhanden ſind, ſo müſſen die 
Gründe der Minorität angegeben werden. Hiernach wäre nun die Frage, ob 
der Paragraph mit den beſchloſſenen Abänderungen angenommen werde? (Der 
Paragraph wird angenommen.) 

Referent Sperling lief: „&. 49. Die Juden, welche den im §. 48. 
verlangten Nachweis führen, ſollen von der Regierung des Bezirks, in wel⸗ 
chem fie wohnen, mit Naturaliſations-Patenten verſehen werden.“ Von der 
Abtheilung wurde er gebilligt. 

Marſchall: Iſt gegen den Paragraphen etwas zu bemerken? Wenn 
nichts bemerkt wird, ſo iſt er angenommen. , 

Referent Sperling lieſt vor: „F. 50. Ehefrauen nehmen an den Rech⸗ 
ten, welche ihre Ehemänner durch die Naturaliſation erlangt haben, Theil. 
Dieſe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auflöſung der Ehe bis zur etwa ein⸗ 
tretenden Verheirathung mit einem nichtnaturaliſtrten Juden. Geſchiedene, 
für den ſchuldigen Theil erklärte Ehefrauen verlieren die lediglich durch ihre 
Verheirathung erworbenen Rechte der Naturaliſation.“ §. 50. des Gutach⸗ 
tens. „Die Gründe, welche die Auflöſung eines ehelichen Verhältniſſes mo⸗ 
tiviren und herbeiführen, ſind zu ſehr perſönlicher Natur, als daß ſte auf 
andere Verhältniſſe, namentlich die Beziehungen der Ehegatten zum Staats- 
Verbande, unmittelbar Anwendung leiden können. Hat der Staat einer nicht 
naturaliſtrten Jüdin die Naturalifation einmal deshalb bewilligt, weil fie 
einen naturaliſtrten Juden geheirathet hat, fo müſſen nothwendig auch für 
ihn beſondere Gründe eintreten, welche ihn zur Entziehung dieſes einmal zu⸗ 
geſtandenen Rechts veranlaſſen können. Daher ſtimmt die Abtheil. mit zwölf 
Stimmen gegen vier für den Wegfall des Schlußſatzes: „Geſchiedene, für den 
ſchuldigen Theil erklärte Ehefrauen verlieren die lediglich durch ihre Verhei— 
rathung erworbenen Rechte der Naturaliſation.“ 

Marſchall: Verlangt Jemand hierüber das Wort? Wenn Niemand 
das Wort verlangt, fo frage ich, ob der Antrag der Abtheil. angenommen 
werden ſoll? Die ihn annehmen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Viele erhes 
ben ſich.) Die Majorität iſt vorhanden. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 51. Die mit der Naturaliſation 
verbundenen Rechte gehen ohne Weiteres verloren, wenn der Richter gegen 
einen naturaliſirten Juden auf Verluſt der National-Kokarde erkannt hat. 
Außerdem können jene Rechte der Naturaliſation durch Plenarbeſchluß der Re⸗ 
gierung entzogen werden, ſobald das Naturaliſations-Patent auf Grund wider 
beſſeres le gemachter Ae g Auggden erlangt iſt, desgleichen in allen 
denjenigen Fällen, in welchen nach §§. 16 und 20 der revidirten Städteord⸗ 
nung vom 17. März 1831 das Bürgerrecht entzogen werden muß oder von 
den Stadtbehörden entzogen werden kann. Gegen das die Entziehung feſt⸗ 
ſetzende Reſolut der Regierung iſt der Rekurs an den Miniſter des Innern 
zuläſſig, derfelbe muß jedoch binnen einer 10tägigen präkluſiviſchen Friſt nach 
Eröffnung des Nefoluts bei der Regierung angemeldet werden.“ 

Marſchall: Iſt zu dieſem Paragraphen etwas zu bemerken? Da nichts 
bemerkt wird, ſo iſt der Paragraph angenommen. e 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 52. Ueber diejenigen jüdiſchen Ein⸗ 
wohner der Provinz Poſen, welche ſich zur Aufnahme in die Klaſſe der Na⸗ 
turalifirten noch nicht eignen, find, wie bisher, vollſtändige Verzeichniſſe zu 
führen.“ Erlitt durch die Abtheilung keinen Angriff. 

Marſchall: Iſt gegen den Paragraphen etwas zu bemerken? Es wird 
nichts bemerkt, alſo iſt der Paragraph angenommen. 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 53. Auf den Grund derſelben iſt 
von der Orts-Polizeibehörde jedem Familienvater oder einzelnen volljährigen 
und ſelbſtſtändigen Juden ein mit der Nummer des Verzeichniſſes verſehenes 
Eertifitat zu ertheilen, welches, infofern es Familien umfaßt, die Namen der 
ſämmtlichen Mitglieder derſelben enthalten muß und nach der jährlichen Re⸗ 
viſion mit einem Viſa verſehen oder berichtigt wird.“ Exlitt ebenfalls keinen 
Angriff durch die Abtheilung. 

Marſchall: Es iſt nichts bemerkt worden. 5 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 54. Alle noch nicht naturaliſirten, 
mit Certiſikaten verſehenen Juden find folgenden beſonderen Beſchränkungen 
unterworfen: a) Vor zurückgelegtem 24ſten Jahre iſt ihnen die Schließung 
einer Ehe, wenn nicht der Ober-Präſident in dringenden Fällen dazu beſon⸗ 
dere Crlaubniß ertheilt hat, nicht zu geſtatten. b) Sie ſollen ihren Wohn- 
ſitz in der Regel und, mit Ausnahme der weiter unten unter e. angegebenen 
Fälle, nur in Städten nehmen. Zu Gewinnung des ſtädtiſchen Bürgerrechts 
find fie nicht fähig. c) Auf dem Lande dürfen ſie nur dann ihren Wohnſitz 
nehmen, wenn ſie entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und den⸗ 
ſelben ſelbſt bewirthſchaften, oder wenn fie ſich bei ländlichen Grundbeſitzern 
als Dienſiboten oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen 
Gewerbes, z. V. als Brenner oder Brauer, vermiethen; d) das Schankge⸗ 
werbe darf ihnen nur auf den Grund eines beſonderen Gutachtens der Orts⸗ 
Polizeibehörde hinſichts ihrer perſönlichen Qualiſication von der Regierung, je⸗ 
doch niemals auf dem Lande, geſtattet werden. Der Einkauf und Verkauf 
im Umherziehen if ihnen unbedingt unterfagt. e) Darlehnsgeſchäfte dürfen 
fic nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld⸗Urkunde, bei Strafe der Un⸗ 
gültigkeit, abſchließen. ) Schuldanſprüche derſelben für verkaufte berauſchende 
Getränke haben keine rechtliche Gültigkeit.“ — „§. 54 des Gutachtens. Die 
Beſtimmung, daß Darlehnsgeſchäfte der Juden nur dann rechtsverbindlich 
ſein ſollen, wenn ſie durch gerichtliche Urkunden verbrieft ſind, wurde nicht 
nur in Beziehung auf die Juden, denen von Chriſten oft Darlehne abgend⸗ 
thigt werden, als hart, ſondern auch in Beziehung auf die Chriſten, ſo weit 
es dabei auf deren Schutz abgeſehen iſt, als demoralifirend erachtet, und ers 
klärten ſich neun Mitglieder gegen ſteben für den Wegfall des Punktes e.“ 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? 7 
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Eine Stimme: Ich wollte mir nur erlauben, bei Punkt a eine Be- 
merkung zu machen. N 7 
Maarſchall: Erſt will ich fragen, ob Jemand über Punkt e. ſprechen will? 
Der Antrag der Abtheilung geht dahin, daß der Punkt e. wegfallen ſolle; 
ſpäterhin wird der andere Punkt zur Berathung gezogen werden. Wenn Niemand 
das Wort verlangt, ſo werde ich fragen, ob der Antrag der Abtheilung, der 
dahin geht, daß Punkt e. wegfalle, angenommen wird. Diejenigen, welche 
dafür ſtimmen, bitte ich, aufzuſtehen. Es iſt Majorität dafür vorhanden. 

Eine Stimme (vom Platz aus): Ich habe zu Punkt a. zu bemerken, 
daß weil es ſchon in der Praxis angenommen iſt, daß den weiblichen Juden 
die Verheirathung vor dem 24ſten Jahre verboten iſt, ſie hier nicht beſonders 
erwähnt zu werden brauchen. f 
Marſchall: Der Vorſchlag geht dahin, daß die Jüdinnen von der 
Beſtimmung, welche der Paragraph enthält, ausgenommen werden ſollen? 


Referent Sperling: Es wird alſo ſtatt „Jüdinnen“ geſagt werden müſ⸗ 


fen: „Juden männlichen Geſchlechts.“ . 
Marſchall: Wird dem beigetreten? Ich bitte die, welche beitreten, aufz 
zuſtehen. Iſt mit einfacher Ma, orität angenommen. If ſonſt gegen den Pa⸗ 
ragraphen etwas zu erinnern? (Es meldet ſich Niemand.) Alſo angenommen. 
Referent Sperling (lieſt vor): „§. 55. Zu ihrer Verheirathung be— 
dürfen nicht naturaliſirte Juden eines Trauſcheins, der ihnen von Seiten des 
Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei ertheilt werden ſoll, fo bald fie ſich darüber 
ausweiſen, daß fie das 24ſte Lebensjahr erreicht haben oder die Dispenſation 
des Ober⸗Präſidenten von dieſer Beſchränkung beibringen. (Eine Stimme in 
der Verſammlung bemerkt, daß der bei §. 54 angenommene Vorſchlag auch 
hier Anwendung finden müſſe.) a a 
Maarſchall: If etwas dagegen einzuwenden, daß auch hier nur männ⸗ 
liche Juden gemeint ſein ſollen? a 

Referent Sperling: Dieſe Beſtimmung würde nur in Beziehung auf 
den letzten Satz Platz greifen können; denn einen Trauſchein, denke ich, müſ⸗ 
ſen auch die Jüdinnen beibringen. 

Abg. Möwes: Es kommt darauf an, wer nachſucht. 

Abg. Naumann: Ich muß bemerken, die Veranlaſſung zu dieſer Bes 
ſlimmung liegt nur darin, zu konſtatiren, daß der Jude 24 Jahre alt. Ich 
weiß deshalb nicht, warum man hier Schwierigkeiten machen will. f 

Referent Sperling (lieſt vor): „F. 56. Von den im Abſchnitt I. in 
Betreff der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden getroffenen Beſtimmungen fin⸗ 
den diejenigen des 8. 35 wegen Zulaſſung zu unmittelbaren und mittelbaren 
Staats⸗, Kommunal⸗ und akademiſchen Lehrämtern ꝛc. und des §. 37 wegen 
des Gewerbes Betriebes auf die naturaliſirten Juden des Großherzogthums 
Poſen, dagegen die Beſtimmungen der §. 36 wegen der ſtändiſchen Rechte, 
des Patronats ꝛc., §. 38 wegen der Familiennamen, Führung der Handels⸗ 
bücher 2c., $: 39 wegen der jüdiſchen Zeugen-Eide, F. 40. wegen der bei 
Trauungen unter den Juden zu beobachtenden Vorſchriften, §. 41 wegen der 
Ehen zwiſchen inländiſchen und fremden Juden, $. 42 wegen der Kiederlaf- 
fung und des Aufenthalts fremder Juden auf alle dortigen Juden Anwendung.“ 
— Das Gutachten lautet: „§S 56. Wie das Gouvernement kein Bedenken 
gefunden hat, die Beſtimmungen wegen der öffentlichen Aemter, welche für 
die Juden der übrigen Landeskheile gelten ſollen, auf die naturaliſtrten Ju- 
den des Großherzogthums Poſen in Anwendung zu bringen, eben ſo wenig 
konnte die Abtheilung Bedenken tragen, ihre Vorſchläge zu §. 36 wegen der 
ſtändiſchen Rechte, der Jurisdiction und des Patronats auf eben dieſelben 
auszudehnen, und geht ihr Wunſch dahin, daß, was in dieſer Beziehung 
von dem Plenum zu F. 36 beſchloſſen werden ſollte, auch in Betreff der na⸗ 
turalifirten Juden des Großherzogthums Poſen für geltend erklärt werde. 
Marſchall: Die Abtheilung hat den Vorſchlag gemacht, bei dieſem 
Paragraph für die nationaliſirten Juden in Poſen alles das zu beſchließen, 
was im § 36 angenommen worden iſt. Die Hauptfrage ift alfo: Sollen 
alle diejenigen Beſtimmungen, welche zu § 36 beſchloſſen worden find, für 
die nationaliſirten Juden des Großherzogthums Polen angenommen werden? 
Diejenigen, die dieſem Vorſchlag beitreten, bitte ich, aufzuſtehen. (Wird mit 
großer Majorität aufgenommen.) 

Referent Sperling (lieſt vor): „§. 57. Die naturaliſirten Juden be— 
dürfen behufs ihrer Ueberſiedelung aus dem Großherzogthum Poſen in eine 
andere Provinz Unſerer Monarchie künftig nicht mehr einer beſonderen Ge— 
nehmigung Unſeres Miniſters des Innern. Dagegen bleiben die bisherigen 
Beſchränkungen in Betreff des Umzugs der nicht naturaliſirten Juden in 
andere Provinzen und ihres zeitweiſen Aufenthalts daſelbſt beſtehen. 

Marfhall: Findet ſich etwas zu bemerken? 

Abg. Krauſe aus Chalupsko: Mein Antrag geht dahin, den Juden, 
auch den Nichtnationaliſtrten, die Freizügigkeit zu geftatten. 

Marſchall: Findet dieſer Antrag Unterſtützung? (Wird unterſtützt.) 

Abg. Gadegaſi: Im Intereſſe der chriſtlichen und jüdiſchen Gewerbtrei⸗ 
benden im Kulmer und Michelauer Kreiſe habe ich mir erlaubt, um fie 
gegen die Folgen des zu großen Andranges in dieſen Kreis zu ſchützen, und 
um ſie in ihrem Nahrungsſtande zu erhalten, ein Amendement dem Herrn 
Marſchall zu überreichen, welches dahin lautet: „Daß Se. Majeflät aller⸗ 
Runterthänigſt gebeten werde, in dem neuen Geſetze, die Regulirung, die Ver⸗ 
vältniſſe der Juden betreffend, beſtimmt ausſprechen zu wollen, daß es in 
Betreff der Ueberſiedelung der Juden aus einem Landestheil in den anderen 
künftig ſo verbleiben fol, wie bisher die Geſetze oder die Praxis beſtimmt 
haben.“ Zur Unterſtützung des Amendements erlaube ich mir noch einige 
Worte. Da ich in meiner Stellung als Bürgermeiſter der Stadt Kulm, die 
ich zu vertreten die Ehre habe, Gelegenheit gehabt habe, das Treiben der 
Juden, und zwar der Geſammtmaſſe, im Kulmer und Michelauer Kreiſe und 
im Poſenſchen zu beobachten, ſo muß ich offen geſtehen, daß ich in Betreff 
der Stufe der Moralität und der Bildung, mit allerdings achtungswerthen 
Ausnahmen, keinen Unterſchied machen kann. Wie es mit der Moralität 
überhaupt ſteht, darüber hier ein amtliches Dokument. Im Kulmer und 
Michelauer Kreiſe, ſo heißt es auf Grund eines Berichts des Ober-Landes⸗ 
an zu Marienwerder, kommen nach dreijähriger Fraction auf jährlich 

39 Verbrecher 251 Juden. (Bravo! Gelächter.) Ein gleich ungünſtiges 
Reſultat ſtellt ſich nach amtlichen Berichten aus Poſen, Bromberg und anderen 
Orten heraus. Mir iſt ein Ort bekannt, wo viele Juden, viele achtungswerthe, 
reiche Juden wohnen, und dieſe überlaſſen die Erziehung ihrer Kinder einem 


unqualifizirten alten Kürſchner. (Heiterkeit) Welche ſegensreiche Früchte aus 
einer ſolchen religiöfen Bildung kommen ſollen, die Beantwortung dieſer 
Frage überlaſſe ich den hochverehrten Mitgliedern der Verſammlung. 
Marſchall: Findet das Amendement Unterſtützung? (Es iſt untere 

fügt.) Ich werde zuerſt das Amendement des Herrn Abgeordneten Krauſe 
zur Abſtimmung bringen, welches dahin lautet, daß die nicht naturaliſtrten 
Juden des Großherzogthums Poſen eine vollſtändige Freizügigkeit erhalten 
ſollen. Diejenigen, welche das Amendement annehmen wollen, bitte ich auf⸗ 
zuſtehen. — Es iſt nicht angenommen worden. Wir kommen nun zum Amen⸗ 
dement des Hr. Abg. Gadegaſt; ich bitte, es nochmals zu verleſen. 

Abg. Gadegaſt (lieſt): „Amendement in Betreff der Freizügigksit, daß 
Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten werde, in dem neuen Ge⸗ 
ſetze, die Regulirung der Verhältniſſe der Juden betreffend, beſtimmt aus⸗ 
ſprechen zu wollen, daß es in Betreff der Ueberſiedelung der Juden aus 
einem Landestheil in den anderen künftig ſo verbleiben ſoll, wie bisher die 
Geſetze oder die Praxis beſtimmt haben.“ a 

Marſchall: Nun ſtelle ich die Frage, ob das Amendement angenommen 
werden ſoll. Diejenigen, welche es annehmen wollen ... (Der Miniſterial⸗ 
Kommiſſar bittet ums Wort. (Mehrere Stimmen: Mitten in der Frageftellung ?) 
Ich hätte doch gewünſcht, in der Frageſtellung nicht unterbrochenzu werden. 


Dieſer Gegenſtand iſt als erledigt zu betrachten, und wir kommen zur Abſtimmung 


über das Amendement. Es fragt ſich nur, ob es hinreichend verſtande 
iſt. —Da Niemand ſich dagegen erhebt, fo frage ich, 5 das W 
genommen werden ſoll. Wer dieſe Frage bejahen will, beliebe aufzustehen. 
(Rur wenige Mitglieder erheben ſich.) Das Amendementiſt nicht angenommen. 
5 §. 58. In Betreff der Schulden der jüdiſchen Corporationen und deren 
Tilgung, wie hinſichtlich der Verbindlichkeit zur Ablöſung der Corporations⸗ 
Verpflichtungen, verbleibt es überall bei den beſtehenden Vorſchriften und An⸗ 
ordnungen. Das feſigeſtellte Ablöfungs-Kapital kann von den Regierungen im 
Wege der adminiſtrativen Execution beigetrieben werden. §. 59, In Betreff 
der Perſonenſtandes⸗Regiſter ſind die beſtehenden Verordnungen in Anwendung 
zu bringen. § 60. Alle von den vorſtehenden im Abſchnitt I. und II. ent⸗ 
ug se ein pen allgemeinen und befonderen Geſetze wer⸗ 
en hiermit außer Kraft geſetzt. (werden vom Referente . 
. bemerkt. u er hai 
Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? (Niemand. i 
auf den Antrag der Abth. ſtellen, und zwar a Soll dee 9 
Abſchnitts des Geſetz-Entwurfes, wie ſolche vorgeſchlagen worden, auch auf die Ju⸗ 
den im Großherzogthum Poſen ausgedehnt werden? Wer dieſe Frage bejaht 
beliebe aufzuſtehen. (Geſchieht.) Die Majorität iſt vorhanden. (Von mehreren 
Seiten wird die Zählung begehrt.) (nach einer Pauſe): Das Reſultat der 
Abſtimmung iſt folgendes: die Frage iſt mit 241 gegen 162 bejaht. Im 
Eingange des Gutachtens iſt darauf auſmerkſam gemacht worden, daß es 
zweckmäßig ſein würde, die bürgerlichen und kirchlichen Verhältniſſe der 
Juden, wenn auch in demſelben Geſetze, doch in beſonderen Abſchnitten zu 
behandeln. Es iſt das allerdings eine Faſſungsfrage; aber ich will die hohe 
Verſammlung doch vernehmen, ob fie dieſer geäußerten Meinung beitritt, 
und frage alſo, ob allerunterthänigſt gebeten werden ſoll, in dieſem Geſetze 
die bürgerlichen und kirchlichen Verhältniſſe der Juden in beſondere Abſchnitte 
zu faſſen. Diejenigen, welche dieſer Meinung beitreten, bitte ich aufzuſtehen. 
(Wird faſt allſeitig beigetreten.) Nach den bisherigen Beſchlüſſen verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß es nun auch nothwendig wird, den Eingang des Geſetzes 
und die Ueberſchrift des erſten Abſchnitts zu ändern. Indeſſen find das Faſ⸗ 
ſungsbemerkungen, womit wir uns hier nicht aufhalten werden. (Die Ver⸗ 
ſammlung ſtimmt dieſer Anſicht durch Zuruf bei.) Wir gehen nun zu den 
gemachten Amendements der Herren Abgeordneten v. Beckerath, Winzler und 
Milde über. Ich möchte den Herrn v. Beckerath fragen, ob ſein Amendement 
4 je e in 1 Seflung, wie er fie vorgeſchlagen hat, 
i rwerfung des ganzen Geſetzes einſchließe, und i 
allein ſtehen bleiben ſoll? 6 e e el 

Abg. v. Beckerath: Das Amendement würde alsdann lauten 
folgt: „Die Juden, welche in den verſchiedenen Provinzen der Monarchie 
ihren Wohnſitz haben, genießen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit 
Unſeren christlichen Unterthanen und ſollen nach den für dieſe daſelbſt gelten⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden. Hiervon find ſelbſtredend aus⸗ 
genommen diejenigen Rechte und Vorſchriften, welche mit den Kultus- und 
Elementar-Unterrichts-Angelegenheiten der Chriſten in unmittelbarer Verbin⸗ 
dung ſtehen.“ Ich zweiflle nicht an der Zuſtimmung des geehrten Abgeord⸗ 
neten, welcher das eben von mir erwähnte Amendement eingebracht hat. 

Abg. Winzler (vom Platze): Ich gebe vollkommen und gern meine 
vollſtändige Einwilligung zu dieſem Amendement. 

Abg. v. Beckerath (fortfahrend): Und nun, meine Herren, liegt es 
an Ihnen, durch Ihre Abſtimmung zu bewähren, daß das Wort Gerechtig⸗ 
keit, daß ſo oft hier in dieſem Saale ertönte, kein leerer Klang war. (Murren 
von einer Seite.) Ich bitte Sie, nicht nur, weil es unſere Pflicht als Menſch 
iſt, den Juden gerecht zu werden, ſondern auch, weil es im höchſten Intereſſe 
des Staates liegt, nicht länger einen Zuſtand fortdauern zu laſſen, der dem 
Grundſatze ſtaatsbürgerlicher Gleichheit, dieſem Grundpfeiler aller öffentlichen 
Wohlfahrt, widerſpricht. Ich bitte Sie, wirken Sie durch Ihr Votum dahin, 
daß dieſer Zuſtand ein Ende nehme, damit wir einer beſſeren Zukunft auch 
in dieſer Beziehung entgegengehen. 6 

Marſchall: Ich muß zuerſt fragen, ob das Amendement ſo, wie es 
forwulirt iſt und die Ablehnung des ganzen Geſetzes zur Folge haben würde, 
unterſtützt wird? (Es findet die hinreichende Unterſtützung.) 5 

Abg. v. Werdeck: Ich wollte nur in kurzem darauf aufmerkſam machen, 
daß mit Annahme des Amendements der neuerlich gefaßte Beſchluß, daß die 
Juden nicht die Ausübung aller ſtändiſchen Rechte nicht haben ſollen, um⸗ 
geſtoßen werden wird. ? 

Abg. Graf v. Finkenſttein: Und ich will mich blos gegen das eine 
Wort des Redners verwahren, daß wir durch die allgemeine Gerechtigkeit be 
ſtimmt werden ſollen, das Amendement anzunehmen und das Geſetz zu ver⸗ 
werfen. Ich ſtimme gegen das Amendement des Redners; ich glaube aber 
eben ſo gut im Namen der Gerechtigkeit zu ſtimmen. Ich halte das Amen⸗ 
dement für eine Ungerechtigkeit gegen die Chriſten. Alſo im Namen der 
Gerechtigkeit werde ich dagegen ſtimmen. (Bravo! von einer Seite.) 
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Abg. Frhr. v. Lilien⸗Echthauſen: Auch ich halte das Chriſtenthum 
für die Grundlage unſeres Staates. Ich kann deshalb, ohne mit dieſer 
meiner innerſten Ueberzeugung in den grellſten Widerſpruch zu treten, den 
Juden als denjenigen Bewohnern des Staates, welchen nicht allein das chriſt⸗ 
liche Prinzip völlig fremd iſt, ſondern welche ihre Religion auch dem Chriſten⸗ 
thum geradezu feindlich gegenüberſtellt, nicht diejenigen politiſchen Rechte ein⸗ 
räumen, deren Beſitz die Theilnahme an der Geſetzgebung und die Ausübung 

obrigkeitlicher Functionen bedingt. Es iſt zwar mehrfach von der Gegenſeite 
an die Humanität und an die chriſtliche Duldſamkeit des 19ten Jahrhunderts 
appellirt worden. Meine Herren! Auch ich ſchätze dieſe beiden Tugenden, 
wie überall, ſo auch auf dem Gebiete der Politik, ſehr hoch. Allein, ſo wie 
die Wohlthätigkeit aufhört, eine Tugend zu fein, wenn fie fo weit geht, daß 
ſie den Wohlthatenſpender ſelbſt in Noth und Elend bringt, eben ſo hören 
Humanität und Duldſamkeit auf, politiſche Tugenden zu ſein, wenn ſie in 
dem Uebermaße ausgeübt werden, daß dadurch die Grundlage des Staates 
ſelbſt erſchüttert wird. (Bravoruf.) Siernach bin ich, da ich von dem Prin⸗ 
zipe des chriſtlichen Staates nicht laſſen kann und nicht laſſen will, außer 
Stande, mich für eine völlige Emancipation der Juden oder, was daſſelbe 
iſt, für die Annahme der zum §. 1 des Geſetz-Entwurfes geſtellten Amen⸗ 
dements zu erklären. (Bravoruf.) 

Abg. Hanſemann: (Vielfacher Ruf zur Abflimmung.) Es iſt von 
mehreren Seiten auf Abſtimmung gedrungen worden; ich will deshalb gern 
auf das Wort verzichten, wenn dann die Debatte geſchloſſen wird. 

: Eine Stimme: Wenn es zur Abſtimmung kommt, ſo bitte ich um 
namentliche Abſtimmung. N 

Marſchall: Wird dem Antrage auf namentliche Abſtimmug beigetreten? 

(Stimmen: Ja! Jal) Es wird über das Amendement abgeſtimmt werden, 


und der Herr Secretair wird die Güte haben, es noch einmal zu verleſen. 


(Die Verleſung erfolgt durch Secretair von Bockum⸗Dolffs.) Der Antrag 
iſt der, daß dieſes Amendement an die Stelle des zu verwerfenden Geſttzes 
trete; diejenigen, welche dem Antrage beitreten wollen, antworten auf die 
Frage mit: Ja! Es iſt ſchon geſtern und heute wieder von mehreren Seiten 
der Wunſch geäußert worden, ich möchte der hohen Verſammlung vorſchlagen, 
daß bei der Abſtimmung durch namentlichen Aufruf zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen Jeder, der aufgerufen wird, neben der Nennung ſeines 
Namens aufſtehen möge. Stimmt die Verſammlung dem bei? (Ja!) Ich 
bitte demnach, daß es geſchehe. (Abſtimmung durch Namensaufruf.) Die 
Frage iſt mit 220 gegen 186 Stimmen verneint. Das Amendement iſt alſo 
nicht angenommen. Abgeordneter Milde! 

Abg. Milde: Nach der ſtattgehabten Abſtimmung ſehe ich mich veran⸗ 
laßt, das Amendement, welches ich ehegeftern angekündigt und in die Hände 
des Herrn Marſchalls gelegt habe, in der Vorausſetzung zurückzunehmen, daß 
das Geſetz, wie es amendirt worden iſt, von der Verſammlung angenommen 
wird. Wenn das nicht der Fall ſein ſollte, ſo würde natürlich mein Amen⸗ 
dement ſich einſchieben; ich will aber zur Zeiterſparung und im Intereſſe der 

Sache für jetzt mein Amendement zurücknehmen. 

Marſchall: Ich ſtelle aber anheim, ob nicht das Amendement verleſen 
werden ſoll, damit Jeder weiß, was er zu erwarten hat, wenn er auf die 
Verwerfung des Geſetzes anträgt N 

Abg. Milde: Das Amendement lautet: „Se. Majeſtät allerunter⸗ 
thänigſt zu bitten, das Geſetz vom 11. März 1812, unter Aufhebung aller 
anderweitig geltenden Judenordnungen, in dem ganzen Umfange der Mo⸗ 
narchie einzuführen und die SS. 9 und 39 dieſes Geſetzes im legislatoriſchen 
Wege und in Vereinbarung mit den Ständen demnächſt zur Erledigung zu 
bringen.“ 

Marſchall: Ich will jetzt die Frage ſtellen, ob Se. Majeſtät der 
König allerunterthänigſt gebeten werden ſoll, das nun berathene Geſetz mit 
den beſchloſſenen Abänderungen zu erlaſſen? i 

Eine Stimme: Ich trage auf namentliche Abſtimmung an. 

Marſchall: Ich bin genöthigt, zu fragen, ob der Antrag auf nament⸗ 
liche Abſtimmung Unterſtützung findet? Wer ihn unterſtützt, bitte ich, auf⸗ 
zuſtehen. (Der Antrag wird nicht hinreichend unterſtützt.) Diejenigen, welche 
die vorgeleſene Frage bejahen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Es erhebt ſich 
der größte Theil der Mitglieder) Es iſt ſomit die Frage bejaht, und wird 
die Sitzung nun geſchloſſen werden. Die Tages⸗Ordnung für übermorgen 
iſt folgende: Gutachten betreffend 1) Die Aufhebung des Geleit⸗Zolles für 
ruſſiſche und polniſche Juden. 2) Verſchiedene Gnadengeſuche. 3) Die Preß⸗ 
freiheit u. ſ. w. 4) Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz-Etats. 5) Erlaß der 
Landgemeinde⸗Ordnung. 6) Vorlegung aller Geſetze über das Prozeß- und 

Gerichts⸗Verfahren und dann die anderen Sachen noch, welche auf der heu⸗ 
tigen Tages⸗Ordnung geſtanden ſind. 
(Schluß der Sitzung gegen 4 Uhr.) 
Sitzung der Herren⸗Kurie am 17. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 104 Uhr unter Vorſitz des Fürſten 
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt 

Marſchall: Wir fahren in der geſtern abgebrochenen Berichterſtattung 
und Berathung weiter fort. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „F. 40. So lange ein anderes 
nicht verordnet wird, vertritt unter Juden die Zuſammenkunft unter dem Trau⸗ 
himmel und das feierliche Anſtecken des Ringes die Stelle der Trauung; das 
Aufgebot erfolgt durch Bekanntmachung in der Synagoge. Der die Trauung 
vollziehende Jude ift verpflichtet, zu prüfen, ob derſelben ein geſetzliches Hinderniß 

entgegenſteht und, inſoweit von ihm hierbei den beſtehenden Geſetzen zuwider⸗ 
gehandelt wird, verfällt derſelbe in 50 Rthlr. ſiskaliſche Geld⸗ oder 6wö⸗ 
chentliche Gefängnißſtrafe. Für den Fall, daß vorhandene Ehe- Hinderniſſe 
ihm vor der Trauung bekannt geweſen ſind, wird dieſe Strafe verdoppelt. 
In den zum Bezirk des Ober⸗Appellationsgerichts zu Köln gehörigen Landes⸗ 
theilen bewendet es bei denen über das Aufgebot und die Vollziehung der 
Ehe geſetzlich vorgeſchriebenen Förmlichkeiten.“ — F. 40. des Gutachtens. 
„Die beiden erſten Abſätze des F. 40 ſtellen die Formen feſt, durch welche in 
der Monarchie — ausſchließlich des Bezirks des. Ober⸗Appellations⸗Gerichts 
zu Köln, wo bereits die Civil⸗Ehe nach dem Code Napoleon gilt — die 
bürgerliche Gültigkeit der Ehen der Juden feſtgeſtellt werden ſoll. Der Ge⸗ 
ſetzes⸗Vorſchlag bezieht ſich hierbet auf gewiſſe Feierlichkeiten des jüdiſchen Ri⸗ 


zu Solms. 


tus, „Zuſammenkunft unter dem Trauhimmel“ und u. ſ. w. Dieſelben Förm⸗ 
lichkeiten hat auch das Edikt von 1812 und das Geſetz für die Provinz Po⸗ 
ſen von 1833 aufgenommen. Da die preußiſche Geſetzgebung bis vor ganz 
kurzer Zeit eine bürgerliche Gültigkeits-Erklärung der Ehe — ſogenannte 
Civil⸗Ehe — nicht kannte, war ein Auskunftsmittel der Art, wie der Inhalt 
der Geſetze von 1812 und 1833 und des vorliegenden Geſetz⸗Vorſchlages er⸗ 
forderlich. Genügt hat es aber nicht. In einer mit jüdiſchen Abg. am 27. 
Februar 1845 im Auftrage des Miniſteriums aufgenommenen Verhandlung 
wird über viele jüdiſche Winkel⸗Ehen geklagt und geltend gemacht, wie es 
wünſchenswerth ſei, eine beſtimmte Form für die bürgerliche Gültigkeit und 
Erkennbarkeit der Ehen geſetzlich feſtzuſtellen. An ſich iſt es auch nicht fol⸗ 
gerecht, daß der Staat, der vom Ritus der geduldeten Religions-Parteien 
keine Notiz nimmt, einige Formen deſſelben wählt und beſtimmt, um bürger⸗ 
liche und geſetzliche Folgen aus demſelben herzuleiten. Dies iſt auch in neue⸗ 
rer Zeit anerkannt worden, und durch die Geſetze vom 30. März 1847 iſt 
gerade für die geduldeten Religions-Parteien eine gerichtliche Form zur Ver⸗ 
lautbarung der Geburten, Heirathen und Todesfälle eingeführt worden, durch 
deren Beobachtung alle bürgerliche Folgen dieſer Ereigniſſe gewahrt und feſt⸗ 
geſtellt werden. Nachdem dies geſchehen, ſcheint nichts angemeſſener und na⸗ 
türlicher, als daß die Verlautbarung der Geburten, Heirathen und Todes⸗ 
fälle der Juden nach Analogie dieſer Geſetze vom 30. März 1847 auch vor 
dem Richter erfolge.“ Ich mache darauf aufmerkſam, daß hier ſteht: „nach 
Analogie des Geſetzes vom 30. März 1817.“ Weder ich, noch die Abth. hat 
dies unmittelbar aus dem Geſetz deduziren wollen, denn daſſelbe handelt aller⸗ 
dings nur von den geduldeten Religions-Parteien, welche von den chriſtlichen 
Kirchen abgezweigt find. Ich habe deshalb geſagt, nach Analogie des Geſez⸗ 
zes. (Lieſt vor): „Die Abth. beantragt daher einſtimmig, daß die beiden erſten 
Abſchnitte dieſes Paragraphen wegfallen und ſtatt deſſen die vorher entwickelte 
Vorſchrift in das Geſetz aufgenommen werde. Die Juden ſelbſt wünſchen, 
ſo viel bekannt, die Einführung dieſer Civil-Akte, und es würde durch die⸗ 
ſelben auch den Winkel-Ehen vorgebeugt werden.“ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt der Vorſchlag der 
Abth. angenommen. Wir kommen zum nächſten. 

Referent Graf v. Itzenplitz: Hier iſt gefagt worden, der letzte Abſatz 
des §. 40 giebt zu keinen Erinnerungen Anlaß; das bezieht ſich auf den Ve⸗ 
zirk des Ober⸗Appellations⸗Gerichts zu Köln, wo es ſchon fo iſt, wie in den 
übrigen Theilen der Monarchie durch dies Geſetz werden ſoll. Ich gehe zu 
einem anderen Punkte über: „An dieſer Stelle hat die Abth. ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit auch auf die Gültigkeit der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten ge⸗ 
richtet und über dieſen Gegenſtand eine Beſtimmung in dieſem Geſetze ver⸗ 
mißt; ſie hat die Auskunft entgegengenommen, daß es der Reviſion der Ge⸗ 
feggebung und dem dabei zu erlaſſenden Ehe⸗Nechte vorbehalten worden fei, 
hierüber zu disponiren. — Bekanntlich drückt ſich das Allgemeine Land-Redt 
Thl. II. Tit. 1. S. 36 hierüber ſehr unbeſtimmt aus, und es iſt praktiſch den 
Entſcheidungen der Gerichte vorbehalten, ob eine ſolche Ehe gültig iſt oder 
nicht. Dieſe Entſcheidungen können in verſchiedenen Fällen, ja in verſchie⸗ 
denen Inſtanzen verſchieden ausfallen. Dabei iſt noch in neueſter Zeit in 
neueſter Zeit in Königsberg ein ſolcher Fall vorgekommen, der jetzt den Ge⸗ 
richten vorliegt. Die Entſcheidung der Gerichte hat dabei noch das Ueble, 
daß fie ſtets zu fpät kommt; in der Regel erſt, wenn ein Ehegatte geſtorben 
iſt und es ſich dann um das Erbrecht der Kinder handelt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hält die Abth. mit fünf Stimmen gegen eine dafür, daß eine feſte 
Beſtimmung hierüber in dies Geſetz gehöre und nicht aufzuſchieben ſei. Wie 
nun dieſe Beſtimmung zu faſſen ſei, darüber waren die Anſichten der Abth. 
mit drei gegen drei Stimmen getheilt. Der eine Theil wünſcht, daß durch 
dieſe Beſtimmung die Gültigkeit ſolcher gemiſchten Ehen anerkannt werde, 
weil ſich in den beſtehenden Geſetzen ein Verbot einer ſolchen Ehe nicht vor⸗ 
finde, einzelne vorgekommene Fälle die Zuläſſigkeit derſelben darthun und die 
Anſichten der jüdiſchen Rabbiner darüber verſchieden ſeien, ob ein Jude ſich 
den chriſtlichen Ehe-Geſetzen unterwerfen könne oder nicht. Der andere Theil 
beantragt, daß derartige Ehen für nichtig erklärt werden, weil ſie ſchon nach 
der bisherigen Praxis der Gerichte — ſoviel bekannt — für nichtig gehalten 
worden ſeien und man auch nicht wiſſen könne, ob nach jüdiſchem Ritus ſich 
ein Jude wirklich den chriſtlichen Ehe-Geſetzen unterwerfen könne. Die Ent⸗ 
ſcheidung kann nur der hohen Kurie anheimgeſtellt bleiben. Sollte dieſe für 
die Gültigkeit folder Ehen ausfallen, fo beantragt die Abth. für dicſen Fall 
einſtimmig: ſolche Ehen nur unter der Bedingung als gültig anzuerkennen, 
daß die in derſelben erzeugten Kinder alle in der Konfeſſion der christlichen 
Ehegatten erzogen werden.“ 

Graf zu Stolberg: 
nicht möglich iſt. N 

Graf v. Pork: Ich glaube, daß die Beſtimmung mit dieſer Maßgabe 
eine vom chriſtlichen Standpunkte aus erwünſchte Maßregel ſein könne, und 
ich erlaube mir ferner anzuführen, daß der Fall allerdings doch vorkommt, 
daß ſolche Ehen geſchloſſen werden, und wenn das geehrte Mitglied geſagt 
hat, daß dergleichen Ehen unmöglich wären, ſo muß ich dem widerſprechen. 
Ich kann dieſen Widerſpruch und meine Behauptung durch Beiſpiele erhär⸗ 
ten, denn es iſt in Schleſten, mit Genehmigung des hochſeligen Königs Ma⸗ 
jeſtät, eine ſolche Ehe fortgeſetzt worden (ſie war ſchon früher im Auslande 
geſchloſſen), und fie hat bis ans Lebensende der Frau beſtanden. Ja noch 
mehr, die Frau, welche eine Chriſtin war, hat ihre Töchter in der chriſtlichen 
Religion erzogen, während die Söhne Juden geblieben ſind. Solche Ehen 
können nicht allein in Frankreich, ſondern auch in Holland und Belgien ge⸗ 
ſchloſſen werden, und es würde der, welcher die Mittel hat, eine Reife in das 
Ausland zu thun und die dortigen Geſetze in Anſpruch zu nehmen, eines nicht 
gerechtfertigten Vorzuges genießen. 

Graf v. Zieten: Eine ſolche Ehe kann nur in einem Lande ftattfinden, 
wo die Ehe überhaupt nur ein politiſches oder bürgerliches Band iſt; aber 
in unſerem Lande, wo fie Gottlob bis jetzt noch ein ſittliches, moraliſches und 
chriſtliches Band iſt, in dieſem Lande kann eine ſolche Ehe nicht ftattfinden, 
wenn die Ehe das fein ſoll, was fie bis jetzt noch, Gott ſei Dank, geweſen 
iſt und, ſo Gott will, für wahre Chriſten bleiben wird, und hiernach muß 
ich mich gegen den Antrag entſchieden erklären. 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 


Ich würde antworten, daß eine ſolche Ehe gar 
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den 29. Juni 1847. 


(Fortfegung aus der erſten Beilage.) 
v. Rabenau: Der Anſicht des geehrten Redners muß ich mich ledig⸗ 


ich anſchließen. a 5 
1 e Ich kann mich alle dem, was gegen die Chen zwi⸗ 


Cyriſten geſagt worden iſt, vollkommen anſchließen. Ich 
was wir mit Nutzen thun können, nur darin beſteht, daß 
wir uns bemühen, als rechte, echte und wahre Chriſten in die Fußtapfen un⸗ 
ſeres Herrn und Heilandes zu treten. Durch äußere Einrichtungen kommen 
wir immer weiter vom Ziele ab. Das iſt das, was ich noch anführen wollte. 
Graf v. Dyhrn: Ich glaube, daß die Ehe keine äußere Einrichtung 
ſein wird, um die Juden zu bekehren, ſondern eine innere, und daß nament⸗ 
lich die Liebe ſie mehr in den Schoß des Chriſtenthums führen wird, als dies 
alle äußere Einrichtungen, Judenbekehrungen u. ſ. w., bis jetzt bewirkt haben. 
Unſere ſchönen und liebenswürdigen Mitchriſtinnen werden die Juden beſſer 
bekehren, als alle Vereine und Geſellſchaften. (Heiterkeit) Ich glaube, daß 
das Vater Unſer, dieſes ſchͤne Gebet, eben von chriſtlichen Müttern in die 
jüdiſchen Familien eingebracht werden wird, und, überzeugt von der Sieges⸗ 
gewißheit der Wahrheit, lebe ich der Zuverſicht, daß in dieſem inneren Kampfe 
der Liebe, welcher ſich in der Ehe entwickeln wird, das Chriſtenthum über das 
Judenthum ſiegen wird. Deshalb ſtimme ich für den Vorſchlag. 

Fürſt zu Lynar: In der Che ſind drei verſchiedene Momente enthal⸗ 
ten, (Heiterkeit) einmal das rechtliche, dann das ſittliche und endlich das re⸗ 
ligiöfe Moment. Das rechtliche und ſittliche dürfte durch eine gemiſchte Che 
zwiſchen Juden und Chriſten nicht verletzt werden; dagegen könnte das reli⸗ 
giöſe Moment dadurch als gefährdet erſcheinen, indem man annehmen könnte, 
daß das chriſtliche Familienleben und die Kinder⸗Erziehung in Gefahr kämen. 
Wir haben an dieſer Stelle oft anerkannt, daß das Grundprinzip des Chri⸗ 
ſtenthums die Liebe fer, Die Liebe folgt aber einem genetiſchen Entwicke⸗ 
lungsgange; ſie manifeſtirt ſich zuerſt in der Liebe des Kindes zu den Aeltern, 
von da verbreitet ſie ſich zur Familienliebe, dann werden ihre Kreiſe immer 
weiter und weiter und umfaſſen Gott und das Vaterland, und endlich die 
Menſchheit, die höchſte Entwickelungszone der chriſtlichen Liebe. Wollen wir 
nun Juden zu dieſem Ideale hinführen, ſo müſſen wir ihnen die erſte Sproſſe 
dieſer Himmelsleiter: die chriſtliche Familienliebe, nicht durch ein Geſetz durch⸗ 
aus unzugänglich machen. f 

Miniſter Eichhorn: Es ift angegeben worden, daß des bochſeligen Kö⸗ 
nigs Majestät in Schleſien eine Ehe zwiſchen einem Juden und einer Chri⸗ 
ſtin genehmigt hätte. u: 915 

Graf v. Mork: Ich ſagte nur, daß Se. Majeſtät der hochſelige König 
die Ehe, die bereits vollzogen war, habe beſtehen laſſen. 

Miniſter Eichhorn: Dann iſt es etwas Anderes. Es iſt ein Jude und 
eine Chriſtin ehelich verbunden worden, ſie haben ein gutes Leben zuſammen 
geführt, das iſt Sr. Majeflät bekannt geworden, und Se. Majeſtät hat Sich 
vielleicht enthalten, die Verfügung zu erlaſſen, daß die Ehe wieder getrennt 
werde. Aehnliches würde auch jetzt * Man nehme 2 ein 2 
ſiſcher Jude, der in kreich eine Chriſtin geheirathet, würde in Preußen 
naturalifirt. Sollte ea fein Ehebündnig Hören wollen? Aus der 
bloßen Zulaſſung folgt noch nicht, daß die Ehe von Staats wegen als eine 
gültige anerkannt worden iſt. Wenn aber ein preußiſcher Jude ins Ausland 
geht, um ſich dort trauen zu laſſen, weil hier in Preußen eine ſolche Ehe 
nicht zuläſſig iſt, ſo würde er, wenn er zurückkommt, zur Unterſuchung gezo⸗ 
gen werden, weil er dit Geſetze umgangen, um etwas zu Stande zu bringen, 
was hier nicht ftatthaft iſt. 3 701 1235 

Graf v Pork: Ich habe darauf zu entgegnen, daß dies Beiſpiel nicht 
ganz zutreffen würde, denn der Mann, der die Chriſtin geheirathet hat, war 
ein in Breslau een ee Bürger, hatte im Auslande geheirathet, und die 

iſt an nt worden. 

4 Healer Etch horn: Man hat die Verbindung beſtehen laſſen, oder fat- 
nich nicht geſtört, das iſt ein großer Unterſchied. . 
: Marſchall: Die Frage ift zu richten auf den Antrag der Abth. Die 
Verhandlungen in der Abth., welche das Reſultat gehabt haben, daß eine 
Gleichheit der Stimmen, drei gegen drei, vorhanden war, geben zu folgender 
Frage Veranlaſſung: Will die Verſammlung ſich für die Zuläſſigkeit der Che 
zwiſchen Juden und Chriſten unter der Bedingung erklären, daß die in der— 
ſelben erzeugten Kinder in der Konfeffion des chriſtlichen Ehegatten erzogen 
werden? Diejenigen, welche dieſe Frage bejahen, würden dies durch Aufſte⸗ 
hen zu erkennen geben. Die Frage iſt gegen 19 Stimmen verneint wor⸗ 
den. Wir kommen nun zum nächſten Abſchnitt. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „F. 41. Ausländiſche Jüdin⸗ 
nen erlangen durch die d ee mit inländiſchen Juden die Rechte, welche 
das ärtige Geſetz giebt 
Aber, daß die Senne eng dieſſeitiger Jüdinnen mit Juden des betreffenden 
Auslandes dort ebenfalls geſetzlich zugelaſſen iſt. Bis dahin iſt die Trauung 
unterſagt. Die ausnahmsweiſe Geſtattung des Aufenthalts im Inlande vor 


Führung 


ſchen Juden und 
glaube, daß Alles, 


diefes Nachweiſes hängt von der Genehmigung des Miniſters des 
Innern ab. Die Trauung eines ausländiſchen Juden mit einer Inländerin darf 
nur dann erfolgen, wenn neben den durch die beſtehenden Geſetze bereits vor⸗ 
geſchriebenen Erforderniſſen auch noch zuvor ein gehörig beglaubigtes Atteſt 
der Orts⸗Obrigkeit feiner Heimat beigebracht und der Polizel⸗ Obrigkeit des 
Wohnorts der inländiſchen Jüdin vorgelegt worden, nachdem es ihm, 
feinen Landesgeſezen zufolge, erlaubt iſt, eine gültige Ehe mit der namentlich 
zu bezeichnenden Braut in dieſſeitigen Landen zu ſchließen, fo daß bei ſeiner 
Rücktehr in die Heimat der dortigen Mitaufnahme ſeiner Ehefrau und der 
in der Ehe etwa erzeugten Kinder nichts im Wege ſteht. Der Jude, welcher, 
dieſen Vorſchriften entgegen, eine Trauung zwiſchen einer fremden Jüdin und 
einem inländiſchen Juden oder zwiſchen einem ausländiſchen Juden und einer 
inländiſchen Jüdin vollzieht, verfällt in die §. 40 angedrohte Strafe.“ Der 
8. 41 wird nach der einſtimmigen Anſicht der Abth. ganz wegfallen können. 


Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt der Antrag der 


Abth. angenommen. 5 5 
Referent Graf Itzenplitz (lieſt vor): „§. 42. Zur Niederlaſſung auslän⸗ 
diſcher Juden bedarf es vor Ertheilung der Naturaliſations⸗Urkunde der Geneh⸗ 
migung des Miniſters des Innern. Ausländiſche Juden dürfen ohne eine gleiche 
Genehmigung weder als Rabbiner und Synagogen⸗Beamte, noch als Gewerbs⸗ 


jedoch nur nur auf vorgängigen Nachweis dar⸗ 


Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienſtboten angenommen werden. Die 
Ueberſchreitung dieſes Verbots zieht gegen die betreffenden Inländer und den 
fremden Juden, gegen Letzteren, ſofern er ſich bereits länger als 6 Wochen 
in den dieſſeitigen Staaten aufgehalten hat, eine ſiskaliſche Geldſtrafe von 20 
bis 300 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich. Fremden 
Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe und zum Betrieb erlaub⸗ 
ter Handelsgeſchäfte nach näherem Inhalt der darüber beſtehenden polizeilichen 
Vorſchriften geſtattet. In Betreff der Handwerksgeſellen bewendet es jedoch 
bei den Beſtimmungen der Ordre vom 14. Oktober 1838 (Geſetzſ. S. 503) 
und den mit auswärtigen Staaten beſonders geſchloſſenen Verträgen.“ (Es 
wird gegen dieſen Paragraphen keine Bemerkung gemacht und iſt deshalb 
als angenommen zu betrachten.) — „F. 43. Die über die Schuldverhält⸗ 
niſſe einzelner jüdiſcher Corporationen ergangenen Vorſchriften und beſonders 
getroffenen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung dieſer Schulden in Kraft. 
Ueber die Aufhebung und Ablöſung der noch beſtehenden perſönlichen Abga⸗ 
ben und Leiſtungen der Juden an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute 2c., 
bei denen es zur Zeit ſein Bewenden behält, wird weitere Beſtimmung vor⸗ 
behalten.“ „Der erſte Satz des §. 43 wird unbedingt zur Annahme empfoh⸗ 
len. Rückſichtlich des zweiten Abſatzes wünſcht die Abth. einſtimmig, daß die 
Annahme deſſelben nur mit der Maßgabe beliebt werden möge, daß die Ab⸗ 
lösbarkeit ſolcher Abgaben gleich in dieſem Geſetze ausgeſprochen und eben ſo 
bemerkt werde, daß die etwa noch an den Staat zu entrichtenden derartigen 
Abgaben ohne Entſchädigung wegfallen.“ f 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt dem Antrage der 
Abth. beigeſtimmt. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „§. 44. Die Vorſchriſten des 
Abſchnitts J. SS: 2 bis 14 wegen Bildung von Judenſchaften finden auf das 
Großherzogthum Poſen, woſelbſt den Juden bereits Corporationsrechte geſetz⸗ 
lich beigelegt ſind, mit folgender Maßgabe Anwendung: 1) Die Regierungen 
find ermächtigt, Ortſchaften, welche bisher zu keiner beſtimmten Judenſchaft 
gehört haben, nach näherer Vorſchrift des §. 2 einer ſolchen einzuverleiben. 
2) Die nach SS. 5 bis 7 der Verordn. vom 1. Juni 1833 eingeſetzte Ver⸗ 
waltungs⸗Behörde bildet den Vorſtand der Judenſchaft. 3) Zur Aufnahme 
von Schulden, zur Anſtellung von Prozeſſen und zur Abſchließung von Ver⸗ 
gleichen über Gerechtſame der Corporationen oder über die Subſtanz des 
Vermögens der Judenſchaft, wie zur Aufſtellung des Verwaltungs-Etats und 
zu außeretatsmäßigen Ausgaben, iſt die Genehmigung der Regierung erfor⸗ 
derlich.“ Referent Graf v. Itzenplitz verlieſt ſodann das Gutachten dazu: 
Zweiter Abſchitt. Wenn hierdurch die allgemeine Geſetzgebung rückſichtlich 
der Juden erörtert ſein dürfte, ſo bleibt im zweiten Abſchnitt des Geſetzes nur 


noch von den beſonderen Beſtimmungen zu handeln, welche für die Juden im 


Großherzogth. Poſen noch beibehalten werden müſſen. Im Großherzogth. Poſen 
beſtehen ſeit dem Jahre 1833 organiſirte jüdiſche Corporationen, welche für 
die Kultus⸗Angelegenheiten ſorgen, eigene öffentliche und von der Regierung 
beauffichtigte Elementarſchulen respiziren und außerdem auch für die Verzin⸗ 
ſung und Tilgung der erheblichen Schulden der Poſener Judenſchaften zu 
ſorgen haben. Dieſe rühren faſt alle (zuſammen 300,000 Thaler) aus der 
früheren polniſchen Zeit her, und die Gläubiger der Judenſchaftsſchulden ſind 
größtentheils chriſtliche Kirchen und Schulen. Die Pofener Juden⸗Corpora⸗ 
tionen können nicht davon befreit werden, die Abwickelung dieſer Verpflich⸗ 
tungen zu beſorgen. Außerdem beſteht im Poſenſchen, nach dem Geſetz von 
1833 der Unterſchied zwiſchen naturalifirten und nicht naturaliſirten Juden, 
von welchem ſchon im Eingange geredet worden iſt. Die Abth. hat nun zu⸗ 
nächſt erwogen, ob dieſer Unterſchied noch beizubehalten ſei. Es iſt dabei zu 
beachten, daß die grohe Zahl nichtnaturaliſirter Juden (von ungefähr 80,000 
wurden bisher 15,000 naturaliſirt) meiſt ohne Vermögen iſt und in früherer 
Zeit in ſo gedrückten und traurigen Verhältniſſen lebte, daß auch die dürf⸗ 
tigſte Volksbildung und Erziehung nicht ſtattfand. Wenn auch nun ſeit dem 
Jahre 1833 für Schulen geſorgt, Gerechtigkeit auch gegen dieſe Klaſſe ge⸗ 
handhabt und auf die Regelung ihrer Lebens- und Erwerbs⸗Verhältniſſe hin⸗ 
gewirkt worden iſt und ſich auch einiger Erfolg dabei gewiß gezeigt hat, fo 
liegt es doch in der Natur der Dinge, daß dieſe früher in der That unglück⸗ 
liche Volksklaſſe in der kurzen Zeit ſeit 1833 noch nicht umgeſtaltet und daher 
befähigt ſein kann, dieſelben Rechte auszuüben, welche dies Geſetz den Juden 
im Allgemeinen zugefteht. — Die Stände des Großherzogthums Poſen haben 
im Jahre 1845 eine rege Theilnahme für die Verhältniſſe der Juden an den 
Tag gelegt (Heft I. D. pag. 19), aber doch nicht beſtimmt den Wunſch aus⸗ 
geſprochen, daß der Unterſchied der Naturaliſation durchweg aufgehoben wer⸗ 
den ſolle. Die Abtheilung iſt daher einſtimmig der Anſicht geweſen, daß es 
für jetzt noch, ſowohl wegen der Corporations⸗Schulden, als wegen der Nicht⸗ 
naturaliſirten, beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen für die Juden des Großs 
herzogthums Poſen bedarf, fie iſt aber auch der Anſicht geweſen, daß 1) ab- 
geſehen von den Corporalions-Verpflichtungen kein Grund vorliege, die Nas 
taraliſirten anders zu behandeln, als die Juden in den übrigen Provinzen 
der Monarchie, ſondern daß ſſie dieſen gleichzuſtellen find, und 2) daß es 
wünſchenswerth iſt, die Wege zur Naturaliſation zu vermehren und zu er⸗ 
leichtern, damit es den bisher Nicht naturaliſirten bei gutem Verhalten mög⸗ 
lich werde, auch die vollen Rechte der preußiſchen Juden zu erhalten. Von 
dieſen Geſichtspunkten ausgehend, hat die Abtheilung die Paragraphen des 
zweiten Abſchnitts geprüft und glaubt, daß dieſelben vereinfacht werden kön⸗ 
nen. Der Eingang des F. 44. dürfte hiernach nach der einſtimmigen Anſicht 
der Abtheilung dahin zu faſſen ſein: »Die Vorſchriften des Abſchnitts 1. 
§.2—14 (wegen Bildung der Synagogen-Vereine) finden auf das Groß⸗ 
herzogthum Poſen mit folgenden Maßgaben Anwendung: „„Die im Groß⸗ 
herzogthum Poſen bereits beſtehenden jüdiſchen Corporationen beziehen ſich in 
Zukunft zunächſt nur auf die Kultus⸗ und Schul⸗Verhältniſſe der Juden; 
bleiben jedoch verpflichtet, ihre Corporations⸗ Verpflichtungen: nach den 
bisher hierüber ergangenen VBeſtimmungen, zu erfüllen und abzu⸗ 
wickeln. „%) Die Regierungen find ermächtigt 20%, ſo wie der Paragraph 
übrigens im Geſetz⸗Entwurf angegeben iſt. Nur wird auch hier ſtatt:“ Ju⸗ 
denſchaft“ überall: „Synagogen-⸗Verein“ zu ſagen fein. Mit dieſer 
Maßgabe wird die Annahme dieſes Paragraphen beantragte 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, iſt dem Antrag der Abthei⸗ 
lung beigeſtimmt. 
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Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): „S. 45. Desgleichen fin⸗ 
den die Vorſchriften der SS. 16. bis 34. Abſchnitt I. über das Kultusweſen, 
über die Armen- und Krankenpflege, fo wie über die Schul⸗Angelegenheiten 
und wegen der Vorbereitung jüdiſcher Knaben zu einem nützlichen Berufe, 
auch hier Anwendung. Diejenigen jüdiſchen Schulen, welche nach §. 10. 
der Verordnung vom 1. Juni 1833 als öffentliche jüdiſche Schulen errichtet 
worden find, bleiben als ſolche beſtehen, fo lange nicht eine anderweitige 
Einrichtung von den Regierungen für nothwendig erachtet wird.“ 

Marſchall: Wir kommen zu §. 46. 

Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): „F. 46. Die bisherige 
Unterſcheidung der jüdiſchen Bevölkerung des Großherzogthums Poſen in na— 
turalifirte und nichtnaturaliſirte Juden, jo wie die daraus hervorgehende 
Verſchiedenheit der Rechte beider Klaſſen, bleibt zur Zeit noch beſtehen.“ 
$. 46. des Gutachtens. „Der F. 46 wird zur Annahme empfohlen. An die⸗ 
ſer Stelle dürfte aber nach einſtimmigem Beſchluß der Abtheilung ein Para⸗ 
graph des Inhalts einzuſchalten fein: „„Die naturaliſirten Juden im Groß⸗ 
herzogthum Poſen werden in allen Beziehungen — (unter alleiniger Ausnah- 
me und vorbehalt ihrer Verpflichtungen rückſichtlich der Corporations-Ver⸗ 
bindlichkeiten? — den in den übrigen Provinzen des preußiſchen Staates 
wohnenden Juden nach Maßgabe der in dem erſten Abſchnitt enthaltenen 
Beſtimmungen gleichgeſtellt. Nach Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegen die 
Corporation und deren Schulden, genießen fie auch daher auch der unbe⸗ 
ſchränkten Freizügigkeit in anderen Provinzen.““ Alſo die circa 15,000 na⸗ 
turaliſtrten Juden und nicht die 65,000 nicht naturaliſirten werden 
den Juden der übrigen Provinzen gleichgeſtellt. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkungen 
zum §. 47. 

Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): „§. 47. Zu den Allgemei⸗ 
nen Erforderniſſen der Naturaliſation gehört: 1) ein feſter Wohnſitz inner⸗ 
halb des Großherzogthums Poſen, 2) völlige Unbeſcholtenheit des Lebens 
wandels, 3) die Fähigheit und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Ange⸗ 
legenheiten, Willens-Erklärungen, Rechnungen und dergleichen ausſchließ⸗ 
lich der Deutſchen Sprache zu bedienen. Von dieſem Erforderniß kann der 
Ober⸗Präſident auf den Antrag der Regierung dispenſiren, 4) die Annah⸗ 
me eines beſtimmten Familien-Namens.“ „F. 47 des Guachtens. 
theilung iſt einſtimmig der Anſicht, daß die durch die Naturalifation erwor⸗ 
benen Rechte nicht, wie bisher, blos perſönlicher Natur ſein, ſondern auch 
ohne Weiteres auf die eheliche Deſcendenz der Naturalifirten übergehen ſollen, 
und beſchließt daher, zu beantragen, den Eingang des §. 47 ungefähr dahin 
zu faſſen: „„zu den allgemeinen Erforderniſſen der Naturaliſation, infofern 
ſie nicht ſchon durch eheliche Abſtammung von Naturaliſirten erworben iſt, 
gehört u. ſ. w.““ 

Marſchall: Zu §. 48. 

Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): „§. 48. Unter dieſen Voraus⸗ 
fegungen ſollen in die Klaſſe der naturalifirten Inden nur diejenigen aufge⸗ 
nommen werden, welche den Nachweis führen, daß ſie entweder einer Wiſſen⸗ 
ſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben und ſolche dergeſtalt betreiben, daß 
fie von ihrem ertrage ſich erhalten können, oder ein ländliches Grundſtück von 
dem Umfange beſitzen und ſelbſt bewirthſchaften, daß daſſelbe ihnen und 
ihrer Familie den hinreichenden Unterhalt ſichert, oder in der Stadt ein 
nahrhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreiben, oder in 
einer Stadt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth ſchulden⸗ 
frei und eigenthümlich beſitzen, oder daß ihnen ein Kapital-Vermögen von 
wenigſtens 5000 Rthlr. eigenthümlich gehört, oder daß fie ihrer Heerespflicht 
als einjährige Freiwillige, reſp. durch dreijährigen Dienſt wirklich genügt und 
und gute Führungs⸗Atteſte erhalten, oder durch patriotiſche Handlungen ein 
beſonderes Verdienſt um den Staat ſich erworben haben, oder endlich dieje— 
nigen, welche aus anderen Provinzen Unſerer Monarchie ihren Wohnſitz in 
das Großherzogthum Poſen verlegen“ Die Abtheilung ſchlägt einſtimmig 
vor: daß auch denen die Naturalifation zu Theil werden möge, für welche 
fie — auch ohne Vorhandenſein der übrigen, im §. 48. enthaltenen Bedin⸗ 
gungen — von der Orts-Vehörde in Uebereinſtimmung mit dem Landrath 
bei der Regierung erbeten wird, und inſofern auch dieſe Behörde damit eins 
verſtanden iſt. { 

Marſchall: Zu 8. 49. 

Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): „§. 49. Die Juden, welche 
den im §. 48. verlangten Nachweis führen, ſollen von der Regierung des 
Bezirks, in welchem ſie wohnen, mit Naturaliſations-Patenten verſehen werden.“ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo kommen wir zum $. 50. 

Referent (lieſt die §. 50. bis 54. des Geſetz⸗-Entwurfs und die darauf 
bezüglichen Stellen des Gutachtens vor): „F. 50. Ehefrauen nehmen an 
den Rechten, welche ihre Ehemänner durch die Naturaliſation erlangt haben, 
Theil. Dieſe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auflöſung der Ehe bis zur 
etwa eintretenden Verheirathung mit einem nichtnaturaliſirten Juden. Ges 
ſchiedene, für den ſchuldigen Theil erklärte Ehefrauen verlieren die lediglich 
durch ihre Verheirathung erworbenen Rechte der Naturaliſation. $. 50. des 
Gutachtens wird zur Annahme empfohlen. Dagegen wird an dieſer Stelle, 
mit Rückſicht auf die im Eingange dieſes Abſchnitts von der Abtheilung vor— 
getragenen Veſchlüſſe und reſp. Anträge, eine geſetzliche Beſtimmung unge⸗ 
fähr folgenden Inhalts einzuſchalten ſein: „Die Rechte der Naturalifation 
des Vaters gehen ohne Weiteres auf deſſen eheliche Descendenz über, ſo daß 
es einer beſonderen Naturaliſation für dieſe nicht bedarf.“ §. 51. Die mit 
der Naturaliſation verbundenen Rechte gehen ohne Weiteres verloren, wenn 
der Richter gegen einen naturaliſirten Juden auf Verluſt der National-Ko⸗ 
karde erkannt hat. Außerdem können jene Rechte der Naturaliſation durch 
Plenarbeſchluß der Regierung entzogen werden, ſobald das Naturaliſations⸗ 
Patent auf Grund wider beſſeres Wiſſen gemachter unrichtiger Angaben er⸗ 
langt iſt, desgleichen in allen denjenigen Fällen, in welchen nach $ 16. und 
20. der revidirten Städte-Ordnung vom 17. März 1831 das Bürgerrecht 
entzogen werden muß oder von den Stadtbehörden entzogen werden kann. 
Gegen das die Entziehung feſtſetzende Reſolut der Regierung iſt der Rekurs 
an den Miniſter des Innern zuläſſig; derſelbe muß jedoch binnen einer 
10tägigen präkluſiviſchen Friſt nach Eröffnung des Refoluts bei der Regie⸗ 
rung angemeldet werden. $. 51. des Gutachtens. Der §. 51. wird von der 
Mejorität der Abtheilung mit 6 gegen 1 Stimme zur unveränderten Annah⸗ 


erfolgen, ſo kommen wir 


Die Ab⸗ 


me empfohlen; wogegen von einer Stimme verlangt wird, daß den durch dir 
Abſtammung naturalifirten Juden im Großherzogthum Poſen die durch die 
Naturaliſation erworbenen Rechte entzogen werden ſollen, wenn nicht die un⸗ 
ter Nr. 2. und 4. des §. 47. angegebenen Erforderniſſe vorhanden ſind. Die 
Majorität hat ſich dieſem Antrage deshalb nicht angeſchloſſen, weil es: 
1) wünſchenswerth iſt, eine Erörterung ex officio über jede ſolche Perſou zu 
vermeiden; 2) die Unbeſcholtenheit zu präſumiren iſt, und wenn ſolche bedenk⸗ 
lich erſcheint, der Inhalt der in dem Geſetzes-Vorſchlage allegirten Paragra⸗ 
phen der Städte-Ordnung ausreichen, um Unwürdige zu entfernen; und 3) 
die Annahme des Familien-Namens ſchon ſonſt nach dem Geſetz §. 38. ers 
zwungen werden kann. §. 52. Ueber diejenigen jüdiſchen Einwohner der 
Provinz Poſen, welche ſich zur Aufnahme in die Klaſſe der Naturaliſirten 
noch nicht eignen, ſind, wie bisher, vollſtändige Verzeichniſſe zu führen. 
$. 53. Auf den Grund derſelben iſt von der Orts-Polizeibehörde jedem Fa⸗ 
milien-Vater oder einzelnen volljährigen und ſelbſtſtändigen Juden ein mit 
der Nummer des Verzeichniſſes verſehenes Certifikat zu ertheilen, welches, 
inſofern es Familien umfaßt, die Namen der ſämmtlichen Mitglieder derſel⸗ 
ben enthalten muß und nach der jährlichen Revifion mit einem Viſa verſehen 
oder berichtig wird. SS. 52. und 53. des Gutachtens. Die SS. 52. und 53. 
des Entwurfs geben zu keiner Erinnerung Veranlaſſung und werden anzu⸗ 
nehmen ſein. §. 54. Alle noch nicht naturaliſirten, mit Certiſikation verſe⸗ 
henen Juden fiud folgenden Beſchränkungen unterworfen: a) Vor zurückge⸗ 
legtem 24ſten Jahre iſt ihnen die Schließung einer Ehe, wenn nicht der 
Ober-Präſident in dringenden Fällen dazu beſondere Erlaubniß ertheilt hat, 
nicht zu geſtatten. b) Sie ſollen ihren Wohnſitz in der Regel und mit Aus⸗ 
nahme der weiter unten unter c. angegebenen Fälle nur in Städten nehmen. 
Zu Gewinnung des ſtädtiſchen Bürgerrechts find fie nicht fähig. c) Auf dem 
Lande dürfen ſie nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn ſie entweder einen 
Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben ſelbſt bewirthichaften, oder 
wenn ſie ſich bei ländlichen Grundbeſitzern als Dienſtboten oder zum Betriebe 
einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Gewerbes, z. B. als Brenner oder 
Brauer, vermiethen. d) Das Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund 
eines beſonderen Gutachtens der Orts-Polizeibehörde hinſichts ihrer perſönli⸗ 
chen Qualification von der Regierung, jedoch niemals auf dem Lande, ge⸗ 
ftattet werden. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen iſt ihnen unbe⸗ 
dingt unterſagt. e) Darlehnsgeſchäfte dürfen fie nur gegen gerichtlich auf⸗ 
genommene Schuld-Urkunde, bei Strafe der Ungültigkeit, abſchließen. ) 
Schuldanſprüche derſelben für verkaufte berauſchende Getränke haben keine 
rechtliche Gültigkeit. §. 54. des Gutachtens Der $. 54. iſt nach dem An⸗ 
trage der Abtheilung anzunehmen und demſelben nur sub g. hinzuzufügen: 
„8. die Freizügigkeit in andere Provinzen der Monarchie iſt ihnen nicht ges 
ſtattet.“ Es iſt dies bisher ſchon nicht der Fall geweſen, und es iſt wichtig, 
die Nachbar-Provinzen nicht mit den Juden dieſer Kategorie zu ſtark zu be⸗ 
völkern. Sobald ſie ſich auf einem der vielfachen Wege die Naturaliſation 
erworben haben, erhalten ſie mit dieſer auch die Freizügigkeit in andere Pro⸗ 
vinzen. Die Beſchränkung ad a. dieſes Paragraphen wurde zwar von 3 Mit⸗ 
gliedern der Abtheilung angefachten, von der Majorität aber deren Beibehals 
tung beſchloſſen.“ N 

Marſchall: Der Antrag der Majorität geht dahin, daß der F. 54. a. 
beibehalten werden möge, und diejenigen Mitglieder, die dieſem Antrage bei— 
ſtimmen, würden dies durch Aufftchen zu erkennen geben. (Dies geſqieht.) 
Die Verſammlung hat ſich dafür ausgeſprochen, daß der Punkt a. des 
F. 54. wegfallen möge. | 

Referent Graf Itzenplitz (lieſt vor): „§. 55. Zu ihrer Verheirathung 
bedürfen nichtnaturaliſirte Juden eines Trauſcheins, der ihnen von Seiten des 
Landraths ſtempel- und koſtenfrei ertheilt werden ſoll, ſobald fie ſich darüber 
ausweiſen, daß ſie das 24ſte Lebensjahr erreicht haben oder die Dispenſation 
des Ober-Präſidenten von dieſer Beſchränkung beibringen.“ „F. 56. Von 
den im Abſchnitt J. in Betreff der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden ge= 
troffenen Veſtimmungen finden diejenigen des §. 35. wegen Zulaſſung zu un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Staats-, Kommunal- und akademiſchen Lehr⸗ 
Aemtern ꝛc. und des §. 37. wegen des Gewerbe-Vetriebes auf die naturali⸗ 
firten Juden des Großherzothums Poſen, dagegen die Veſtimmungen der 
F. 36. wegen der ſtändiſchen Rechte, des Patronats ꝛc., F§. 38. wegen der 
Familien-Namen, Führung der Handelsbücher ꝛc., §. 39. wegen der jüdiſchen 
Zeugen-Eide, §. 40. wegen der bei Trauungen unter den Juden zu beobach⸗ 
tenden Vorſchriften, §. 41. wegen der Ehen zwiſchen inländiſchen und frem⸗ 
den Juden, 8. 42. wegen der Niederlaſſung und des Aufenthaltes fremder 
Juden auf alle dortigen Juden Anwendung.“ Zu F. 56. beſchließt die Ab⸗ 
theilung einſtimmig, mit Rückſicht auf die Veſchlüſſe zu SS. 41. und 46. uns 
gefähr folgende Faſſung zu beantragen: „„Von den im Abſchnitt I. in Be⸗ 
treff der bürgerlichen Verhältniſſe der Inden getroffenen Beſtimmungen finden 
diejenigen des §. 36. wegen der ſtändiſchen Rechte des Patronats und ꝛc. F. 38. 
wegen der Familien-Namen und ꝛc. §. 39. wegen der jüdiſchen Zeugen⸗Eide, 
§. 40. wegen der über die Verlautbarung jüdiſcher Ehen, § 42. wegen der 
Niederlaſſung fremder Juden ꝛc. auch auf nichtnaturaliſirte Juden Anwen⸗ 
dung.““ Die übrigen Poſitionen würden wegbleiben.“ g 

Marſchall: Zu F. 57. 1 

Referent Graf Itzenplitz (lief vor): „§. 57. Die naturaliſirten 
Juden bedürfen behufs ihrer Ueberſiedelung aus dem Großherzogthum Poſen 
in eine andere Provinz Unſerer Monarchie künftig nicht mehr einer beſonde⸗ 
ren Genehmigung Unſeres Miniſters des Innern. Dagegen bleiben die bis- 
herigen Beſchränkungen in Betreff des Umzugs der nicht naturalifirten Ju⸗ 
den in andere Provinzen und ihres zeitweiſen Aufenthalts daſelbſt beſtehen.“ 
Durch die Beſchlüſſe zu SS. 46. und 54. iſt der §. 57. entbehrlich geworden 
und kann ganz wegfallen. „§. 58. In Betreff der Schulden der jüdiſchen 
Corporationen und deren Tilgung, wie hinſichtlich der Verbindlichkeit zur 
Ablöſung der Corporations⸗Verpflichtungen, verbleibt es übtrall bei den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften und Anordnungen. Das feſtgeſtellte Ablöſungs-Kapi⸗ 
tal kann von den Regierungen im Wege der adminiftrativen Execution bei⸗ 
getrieben werden.“ „F. 59. In Betreff der Perfonenftands-Regifter find die 
beſtehenden Verordnungen in Anwendung zu bringen.“ „Dieſer Paragraph 
wird jetzt nach den Anträgen der Abtheilung dahin zu faſſen fein: „die 
Führung der Perfonenftands-Regifter der Juden erfolgt in der ganzen Mo⸗ 
narchie durch den perſonlichen Richter.“ „F. 60. Alle von den vorſtehen⸗ 
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den im Abſchnitt I. und II. enthaltenen Beſtimmungen abweichenden allgemei⸗ 
nen und befonderen Geſetze werden hiermit außer Kraft geſetzt.“ „Der F. 60. 
iſt durchaus nothwendig; es erſcheint nur wünſchenswerth, ihn recht beſtimmt 
und nach Anſicht der Abtheilung etwa dahin zu faſſen: 0. „„Alle von 
den vorſtehenden, in Abſchnitt I. und II. enthaltenen Feſtſetzungen abweichen⸗ 
den allgemeinen oder beſonderen Geſetze und Beſtimmungen werden hiermit 
außer Kraft geſetzt, ſo daß die Juden als ſolche keinen anderen Beſchränkun⸗ 
gen als den in dieſem Geſetz ausdrücklich ausgeſprochenen unterliegen.“ 

Marſchall: Wir kommen nun zu $. 61. 

Referent Graf v Itzenplitz (lieſt vor): F. 61. Unſere Miniſter der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des Innern haben wegen Ausführung die⸗ 
ſer Verordnung das Erforderliche zu veranlaſſen. Der Inhalt des . 61. 
erſcheint ſo nützlich, als unbedenklich. 

Marſchall: Da nun der Gegenſland dieſer Berathung erledigt iſt, ſo 
verlaſſen wir ihn, und es iſt nun der Graf Keyſerling aufzufordern, Bericht 
zu erſtatten über die Mittheilung der anderen Knrie in Bezug auf die An⸗ 
träge wegen Abänderung der Beſtimmungen über Sonderung in Theile. 

Referent Graf Keyſerling trägt den Bericht der vierten Abtheilung 
über den gemachten Vorſchlag rückſichtlich der Sonderung in Theile (tio un 
partes) vor. Die Abtheilung hat mit 8 Stimmen gegen 4 Stimmen ihr 
Gutachten dahin feſtgeſtellt: „daß dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände 
unter der näheren Beſtimmung beizutreten ſei: des Königs Majeftät allerun⸗ 
terthänigſt zu bitten, die in dem Landtags⸗Abſchiede vom 30. December 1843 
enthaltene beſchränkende Interpretation iu Betreff der Sonderung in Theile 
nicht weiter in Anwendung zu bringen, vielmehr die unbeſchränkte Anwendung 
der dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Veſtimmungen in Uebereinſtimmung mit 
der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 25. März 1834 ausſchließlich für die 
Provinzial⸗Landtage, ohne Anwendung auf den Vereinigten Landtag, 
Allergnädigſt zu geſtatten.“ f 

Graf zu Lynar: Was die Faſſung des Antrages anlangt, wie er von 
der Abtheilung befürwortet iſt, fo darf ich wohl geltend machen, daß die⸗ 
ſelbe keine ganz glückliche iſt, denn einmal kommt das Wort „Anwendung“ 
dreimal darin vor; dann iſt der Ausdruck aus dem Beſchluſſe der Drei⸗ 
Stände⸗Kurie wieder aufgenommen, daß Se. Mejeftät der König eine bes 
ſchränkende Veſtimmung gegeben habe. Ich glaube nicht, daß wir dieſen 
Ausdruck gebrauchen dürfen, denn es kann nicht angenommen werden, Se. 
Majeſtät habe irgend etwas beſchränken wollen. Mein Verbeſſerungs-Vor⸗ 
ſchlag der Faſſung würde alſo dahin gehen, daß der Beſchluß dieſer Kurie 
ſo laute: „Des Königs Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, die in dem 
Landtags⸗Abſchiede vom 30. Dezember 1843 euthaltene Interpretation in 
Betreff der Sonderung in Theile bei den Provinzial-Landtagen nicht weiter 
zur Anwendung bringen zu laſſen, vielmehr die Auslegung der dieſerhalb be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Uebereinſtimmung mit der Allerhöchſten 
Kabinets⸗Ordre vom 25. März 1834 Allergnädigſt zu geſtatten.“ Ich bitte 
den Herrn Marſchall, die hohe Kurie zu fragen, ob dieſer Verbeſſerungs— 
Vorſchlag die erforderliche Unterſtützung findet. ' 

Marſchall: Es wird zunächſt zu ermitteln fein, ob dieſer Vorſchlag 
die erforderliche Unterſtützung von 6 Stimmen findet. (Es geſchieht) 
keine Bemerkungen erfolgen, ſo kommen wir zur Abſtimmung. Die Frage 
iſt auf den Antrag der Abtheilung gerichtet, welcher noch einmal zu verleſen iſt. 

Referent Graf von Keyſerling (lieſt den Antrag noch einmal vor): 
„daß dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände unter der näheren Beftimmung 
beizutreten ſei: des Königs Mafeſtät allerunterthänigſt zu bitten, die in dem 
Landtags⸗Abſchiede vom 30. Dezember 1843 enthaltene beſchränkende Inter⸗ 
pretation, in Betreff der Sonderung in Theile nicht weiter in Anwendung 
zu bringen, vielmehr die unbeſchränkte Anwendung der dieſerhalb beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen in Uebereinſtimmung mit der Allerhöchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 25. März 1831 ausſchließlich für die Provinzial⸗Landtage, 
ohne Anwendung auf den Vereinigten Landtag, Allergnädigſt zu geſtatten.“ 

Marſchall: Die Frage iſt alſo in der Weiſe geſtellt, ob die Verſamm⸗ 
lung dem Antrage der Abtheilung beiſtimmt, und diejenigen, welche beiſtim⸗ 
men, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen zu geben haben. (Das Er⸗ 
gebniß der Abſtimmung iſt 26 für den Antrag und 17 dagegen.) Die erfor⸗ 
derliche Majorität von zwei Dritteln if nicht vorhanden, es iſt alſo keine 
weitere Frage erforderlich. Wir kommen jetzt zu einem anderen Gegenſtande, 
nämlich zur Berathung über die Mittheilung der anderen Kurie über den 
Antrag auf Vorlegung des Entwurfes zum neuen Straf-Geſetzbuch an den 
Vereinigten Landtag; ich erſuche den Herrn Referenten, Domprobſt von 
Kroſigk, den Bericht zu erſtatten. ö 

von Kroſigk: Der Antrag der Drei⸗Stände⸗Kurie lautet folgender- 
maßen: (lieſt vor): „Se. Majeftät den König zu bitten, das neue Strafge⸗ 
ſetzbuch dem nächſten Vereinigten Landtage zur Berathung vorlegen, den Ent⸗ 
wurf deſſelben vorher veröffentlichen und eine Vorberathung deſſelben durch 
einen aus den verſchiedenen Provinzen zu ernennenden Ausſchuß eintreten zu 
laſſen.“ Die Abtheilung fand ſich hierdurch veranlaßt, ihr Gutachten dahin 
abzugeben daß dieſer Petition nicht Folge zu geben fei. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo kommen wir zur Ab- 
ſtimmung Diejenigen, welche dem Antrage der Abth. beiſtimmen, würden dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Dies geſchieht.)J Dem Antrage iſt beige⸗ 
ſtimmt worden und dadurch der Beitritt der Herren-Kurie zu der Petition 
der Kurie der drei Stände abgelehnt. Wir kommen zu der Berichterſtattung 
über die Mittheilung der Kurie der drei Stände in Bezug auf den Antrag 
wegen Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens in allen Thei⸗ 
len der Monarchie, in welchen die allgemeine Kriminalordnung gilt; ich bitte 
den Domherrn v. Rabenau, den Bericht zu erſtatten. 

Referent von Rabenau: Das Geſetz vom 17. Juli v. J. wegen 
des öffentlichen und mündlichen Verfahrens in Kriminalſachen hat mehrere 
Petitionen hervorgerufen, die ſich darin konzentriren, daß Sr. Majeſtät 
die Bitte vorgelegt werde, dies Geſetz auch in den Theilen der Monarchie 
einzuführen, in denen die Kriminal-Ordnung vom Jahre 1805 noch gilt. — 
In der Drei⸗Stände⸗Kurie iſt ein Gutachten darüber abgegeben worden, wel⸗ 
ches dahin lautet, daß Se. Majeſtät der König gebeten werden möge, die⸗ 
ſes neue Geſetz weiter zu verbreiten in den betreffenden Theilen der Monar⸗ 
chie. Aber der Beſchluß im Plenum iſt dahin ausgefallen: Im Allgemeinen 
zu bitten, daß in denjenigen Theilen der Monarchie, wo das Landrecht gilt, 
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ein öffentliches mündliches Verfahren bei den Kriminal⸗Unterſuchungen einge⸗ 
führt werden möge. Von der Drei-Stände-Kurie iſt die Sache an die Her⸗ 
ren⸗Kurie abgegeben worden, und das Gutachten der erſten Abtheilung der 
Herren⸗Kurie geht einſtimmig dahin, „daß der anliegenden Petition der Kuri 
der drei Stände vom 31. Mai d. J. lediglich beizutreten ſein würde.“ 

Marſchall: Ich glaube, unvorgreiflich vermuthen zu können, daß dem 
Antrage der Abth. beinahe einſtimmig beigetreten werden wird, und dies wer⸗ 
den wir zu entnehmen im Falle ſein, wenn keine Bemerkung gemacht wird. 
— Da es nicht geſchieht, ſo kommen wir zur Abſtimmung, und es würden 
diejenigen, welche dem Antrage der Abth. beitreten, dies durch Aufſtehen zu 
erkennen geben. Gegen 3 Stimmen iſt der Antrag angenommen. Wir kom⸗ 
men nun zur Berichterſtattung über die Mittheilung der anderen Kurie in 
Bezug auf die Wählbarkeit der Mitglieder der Landgemeinden zu Kreistags⸗ 
Abg. Ich bitte den Grafen v. Sierſtorpff, den Bericht zu erſtatten. 

Referent Graf v. Sierſtorpff: Der Protokoll⸗Extrakt iſt zugleich als 
Gutachten anerkannt worden. Ich erlaube mir, denſelben vorzuleſen: „Zur 
Verathung kam dann der Petitions-Antrag der Kurie der drei Stände auf 
Abänderung der Beſtimmungen, auf welchen die Wählbarkeit der Mitglieder 
aus dem Stande der Landgemeinden zu den Kreistagen beruht. Die Kurie 
der drei Stände hat einſtimmig beſchloſſen: An Se. Majeſtät die unterthä⸗ 
nigſte Bitte zu richten, daß die Beſtimmungen der Kreistags-Ordnungen, 
wonach zur Wahl eines Abg. der Landgemeinden für den Kreistag die Aus⸗ 
übung des Schulzen-, Dorfrichter- oder Adminiſtrations⸗Amtes erfordert wird, 
aufgehoben und nur diejenigen Eigenſchaften erfordert werden mögen, welche 
nach den für jede Provinz erlaſſenen Verordnungen zur Wahl der Abg. der 
Landgemeinden für den Provinzial-Landtag genügen. Nach ſtattgefundener 
Beralhung und erfolgter Diskuſſton hat die Abth. aus den in dem Beſchluß 
der Kurie der drei Stände angeführten Gründen ſich einſtimmig entſchieden, 
dem Antrag beizutreten und den Beitritt der Herren-Kurie zu befürworten.“ 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung. Die Frage iſt auf den Antrag der Abth. zu richten, welcher da⸗ 
hin geht, daß der Bitte der Kurie der drei Stände beigeſtimmt werden möge. 
Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, würden dies durch Aufſtehen zu 
erkennen geben. (Der Antrag wird einſtimmig angenommen.) Die Zeit iſt 
ziemlich weit vorgerückt; es iſt alſo erforderlich, die Sitzung zu ſchließen, und 
es iſt anzukündigen, daß die nächſte morgen um 11 Uhr ftattfinden und ſich 
hauptſächlich zu beſchäftigen haben wird mit der Berathung des Gutachtens 
der vierten Abth. über den Antrag der Kurie der drei Stände in Bezug auf 
die Abänderung der Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. Das Gutachten, 
welches eben fertig geworden iſt, befindet ſich ſchon im Druck und wird mor⸗ 
gen in aller Frühe den Mitgliedern zugeſendet werden. Es dürfte alſo nichts 
im Wege ſtehen, daß wir morgen die Berathung vornehmen. 

Graf E. zu Stolberg: Mir ſcheint die Sache doch ſo wichtig zu ſein, 
daß Jeder das Gutachten genau prüfe und durchleſe. Man hat in der an⸗ 
deren Kurie viel Zeit darauf verwandt, und es dürfte ſchwer ſein, ſelbſt wenn 
uns das Gutachten bis um 8 Uhr zugeſandt wird, uns bis um 11 Uhr zu 
informiren. 

Marſchall: Ich glaube dem nicht beitreten zu können. (Mehrere 
Stimmen: Ich ſchließe mich dem Antrage an, die Sache iſt ſehr wichtig.) 
Es iſt wirklich ein ganz beſonderer Ausnahmefall und von der höchſten Dring⸗ 
lichkeit, daß der Gegenſtand ſobald als möglich vorgenommen werde, und da 
es feſtſteht, daß das Gutachten jedem Mitgliede gedruckt vorgelegt wird und 
noch mehrere Stunden Zeit bleiben, um Einſicht davon zu nehmen, ſo wird 
ausnahmsweiſe die Beräthung ſchon morgen ſtattfinden können. Die heutige 
Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung nach 34 Uhr.) 


Sitzung der Herren-Kurie am 18. Juni. 

Die Sitzung deginnt unter dem Vorſitze des Marſchals, Fürſten zu 
Solms, um 114 uhr Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlefen 
und genehmigt. 3 

Marſchall: Wir kommen zur Berathung über den Bericht der Ab— 
theilung über die Mittheilung der anderen Kurie, wegen der Anträge auf 
Abänderung der Verordnung vom 3. Februar d. J. Ich bitte den Herrn 
v. Keltſch, den Bericht zu erſtatten. 0 

Referent v. Keltſch: Die alleruntherthänigſten Bitten der Kurie der 
drei Stände, betreffend die Abänderung der Verordnung vom 3. Februar 
1847, find der Herren-Kurie zu weiterer Beſchlußnahme zugegangen. Die 
vierte Abtheilung erſtattet ihr Gutachten darüber, wie folgt: J. Der erſte 
Antrag iſt darauf gerichtet: Sr. Majeſtät alleruntherthänigſt zu bitten, die 
Einberufung des Vereinigten Landtages alle zwei Jahre auszuſprechen, mit 
Bezug auf die frühere Geſetzgebung und aus Gründen der Nützlichkeit und 
innerer Nothwendigkeit. Zuvörderſt iſt in der Abtheilung die allgemeine Vor⸗ 
frage aufgeſtellt worden: Soll der Bitte der Kurie der drei Stände um 
Periodizität beigetreten werden? Die Majorität hat mit 10 Stimmen dieſe 
Frage bejaht. Die Minorität mit 3 Stimmen hat dieſelbe verneint, weil fie 
nicht nur keinen Rechtsgrund hierfür erkennt, ſondern auch dieſe Petition 
nicht für zeitgemäß hält, obſchon auch ſie es als wünſchenswerth betrachtet, 
daß dem von Sr. Majeſtät eingeſetzten Vereinigten Landtage regelmäßige 
Wiederkehr bewilligt werde. Die weiter zur Abſtimmung gebrachte Frage: 
Soll in der Witte eine Friſt ausgeſprochen werden? iſt von 11 Stimmen 
Die verneinende Majorität 
findet die von der Kurie der drei Stände geſtellte Bitte um eine alle zwei 
Jahre erfolgte Einberufung weder in der Lage der Geſetze noch in der Er⸗ 
fahrung begründet. Durch dieſe Abſtimmung hat ſich herausgeſtellt, daß der 
Bitte der Kurie der drei Stände nur mit einer Modiſication beizutreten ſein 
würde. Es wurde zunächſt in Erwägung gezogen, ob dieſe Modiſication 
nur darin beſtchen ſolle, daß die Worte „zwei Jahre“ hinwegfallen, dagegen 
das Wort „periodiſche“ vor „Einberufung“ einzuſchalten ſei. Demgemäß 
wurde zuvörderſt der Vorſchlag zur Berathung geſtellt: Ob der Bitte nur 
dahin beizutreten fei: Sr. Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, die periodi⸗ 
ſche Einberufung des Vereinigten Landtages Allergnädigſt ausſprechen zu 
wollen. Ich halte dafür, daß die Diskuſſton über den erſten Punkt, wo es 
ſich nur datum handelt, ob überhaupt eine Bitte wegen regelmäßiger Wie⸗ 
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derkehr des Vereinigten Landtags an Se. Majeſtät den König zu bringen 
ſei, für ſich erfolgen möge. 5 n 

Fürſt Boguslaw Radziwill: Ich würde mir die Bitte erlauben, 
daß vor der Berathung der einzelnen Punkte das ganze Gutachten in ſeinem 
Zuſammenhange durchgeleſen werde, damit die Verſammlung ein Bild des 
Ganzen hat, und daß erſt nachher auf die Berathung der einzelnen Punkte 
eingegangen werde. \ £ 1 

Referent v. Keltſch: Als Referent würde ich mich dagegen erklären. 
Ich glaube, daß eine Vorleſung des Ganzen, abgeſehen davon, daß ſie etwas 
ermüdend iſt, nicht gerade die Klarheit der Ueberſicht befördert, und glaube, 
es iſt viel richtiger, jeden Punkt für ſich abgeſondert zu beſprechen und zu 
behandeln. 

Marſchall: Das halte ich auch für das Zweckmäßigſte. 

Fürſt Boguslaw Radziwill: Ich erlaubte mir den Antrag blos aus 
der Erfahrung, die ich gemacht habe, daß mehreren der Herren das Gut⸗ 
achten ſo ſpät zugekommen iſt, daß ſie es nicht haben können vollſtändig durch⸗ 
leſen können. 

Marſchall: Da es aber doch jetzt gedruckt vorliegt, ſo kann man 
durch eigenes Leſen antizipiren, und es wird doch das Beſte ſein, daß man 
die Verleſung des Berichts über die einzelnen Punkte bis dahin hinausſchiebt, 
bis wir zu ihrer Berathung kommen. 

Graf v. Landsberg: Wenn zuerſt ein Antrag auf Abänderung der 
Geſetze vom 3. Februar in der Herren⸗Kurie zur Berathung gekommen wäre, 
ſo würde ich mir erlaubt haben, den Vorſchlag zu machen, dieſen Antrag 
auf ſich beruhen zu laſſen, weil die klarſten mit innigſtem Danke anzuer⸗ 

kennenden Beweiſe vorliegen, daß des Königs Majeſtät Allerhöchſtihre Auf⸗ 
merkſamkeit dahin gerichtet haben, daß die Verfaſſung möglichſt vervollſtän⸗ 
digt werde. Es iſt jedoch von keinem Mitgliede der Herren-Kurie ein folder 
Antrag geſtellt worden, vielmehr liegen der Herren⸗Kurie Beſchlüſſe vor, 
welche die Kurie der drei Stände auf desfallſige Anträge, welche ihr einge⸗ 
reicht wurden, gefaßt hat. Unter dieſen obwaltenden Verhältniſſen ſcheint 
es mir Pflicht der Herren⸗Kurie zu ſein, dieſe Beſchlüſſe näher zu berathen, 
freimüthig und geziemend ſich darüber zu äußern und Weiteres zu beſchließen. 
Dieſes vorausgeſchickt, erlaube ich mir meine Anſicht dahin auszuſprechen, 
daß es, nachdem des Königs Majeſtät bereits in der höchſten Verordnung 
vom 3. Februar c. eine pexiodiſche Wiederkehr der Vereinigten Ausſchüſſe 
auszuſprechen geruht haben, viel entſprechender fein dürfte, ſtatt deſſen die 
Wiederkehr eines Vereinigten Landtages zu wünſchen. Es ſind dafür ſo 
viele und verſchiedenartige Gründe ſowohl in dem früheren Gutachten der 
3 Stände⸗Kurie, als in dem Gutachten der Herren-Kurie vorgetragen wor⸗ 
den, daß ich mich füglich enthalten kann, hierauf zurückzugehen oder weitere 
Gründe zu entwickeln. Ich halte nicht dafür, daß es entſprechend iſt, Sr. 
Majeſtät den König mit näheren Bitten zu behelligen. Es wird genügen, 
wenn die Herren⸗Kurie ihre Anſicht ausſpricht. Von dieſer Anſicht ausgehend, 
erlaube ich mir für den Fall, daß der Vorſchlag des Ausſchuſſes, welcher 
dahin lautet: „Die Abtheilung ſchlägt hiernach der Herren-Kurie vor: Dem 
Beſchluſſe der Kurie der 3 Stände mit der Modification beizutreten: Sr. 
Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, die periodiſche Einberufung des Ver⸗ 
einigten Landtages in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beſtimmenden Friſt 
Allergnädigſt ausſprechen zu wollen,“ ſich nicht ſollte der nöthigen Majorität zu 
erfreuen haben, folgendes Amendement vorzuſchlagen: „Die Herren⸗Kurie iſt der 
Anſicht, daß es zur Erreichung der weiſen und wohlthätigen Abſichten, welche 
Sr. Majeſtät den König bei Erlaſſung der Verordnung vom 3. Februar c. 
eleitet haben, entſprechend fein dürfte, wenn ſtatt der periodiſchen Wieder⸗ 
Fehr der Vereinigten Ausſchüſſe vielmehr die periodische Einberufung eines 
Vereinigten Landtages in einer von des Königs Majeſtät zu beſtimmenden 
Friſt angeordnet werden möchte. Sie glaubt die Erledigung dieſer wichtigen 
Angelegenheit mit Vertrauen Sr. Majeſtät dem König anheimſtellen zu dürfen. 

Marſchall: Es iſt vorerſt zu ermitteln, ob dieſer Antrag die erfor⸗ 
derliche Unterſtützung findet. (Mehr als die nöthige Anzahl von Mitgliedern 
erheben ſich.) - N Ine 

Graf v. Zieten: Seit den 10 Wochen unſeres Beiſammenſeins iſt die 
ſogenannte Periodizitäts⸗Frage ſo erſchöpfend, ſo gründlich, ich möche beinahe 
ſagen, ermüdend beleuchtet worden, daß ich glaube, daß Jedermann bis jetzt 
darüber diejenige Anſicht ſich formirt hat, die er ſich zu formiren gehabt 
hat. Die Periodizitäts⸗Frage iſt nicht nur ein Eigenthum des preußiſchen 
Vaterlandes, Deutſchlands, fie iſt Eigenthum von Europa, ja, ich ſage der 
ganzen Welt, geworden. Sie iſt eines der wichtigſten Momente, die vorge⸗ 
kommen ſind. Sie iſt, ſo zu ſagen, der Uebergang von der alten zur neuen 
preußiſchen Geſchichte. Ich geſtehe frei, daß ich von meinem Standpunkte 
aus auch für die Periodizität ſtimme. ö 

Graf v. Sierſtorpff: Was die Periodizität betrifft, ſo behalte ich 
mir fernere Gründe für die ſpätere Debatte über dieſelben vor und hebe nur 
einen heraus: Werden, wenn die Krone willkührlich die Stände einberuft, 
nicht jederzeit Gerüchte wiederkehren, wie ſie diesmal ſchon ſchwer zu berich⸗ 

tigen waren, als: die Krone will ein Darlehn aufnehmen, ſie braucht Geld, 
die Krone will eine Eiſenbahn bauen zu bloßen Gouvernementszwecken und 
dgl. m. Wahrlich, dieſe Gerüchte werden leicht zu einem Apfel des Zwie⸗ 
ſpaltes, der raſch ausgeworfen, aber nicht ſo ſchnell wieder aufgehoben wird. 
Die Krone wird alſo durch die Periodizität nach meiner Anſicht, geſtärkt. 
Und am Ende, was ſoll ſie beſorgen? Ein Eingriff in jeden Königlichen 
Willen iſt unmöglich. Durch die Periodizität werden die Rechte des Landes 
eſichert. Wo dieſe geſichert ſind, da ſtehen auch die Rechte der Krone feſt, 
und dafür haftet dann, wie ich hoffe, das Blut von uns Allen. 
ürſt zu Wied: Mir liegt der Gedanke fern, daß Sr. Majeſtät durch 
einen ſolchen Antrag Sich irgendwie verletzt füblen könnten. Se. Majeſtät 
der König hat durch Erlaß vom 22. April uns jetzt aufgefordert, diejenigen 
Punkte hervorzuheben, die wir nicht im Einklange mit der früheren ſtändiſchen 
Geſetzgebung finden würden. Dieſe Aufgabe ſind wir zu erfüllen im Begriffe, 
und wenn wir nicht darüber ſchweigen können, wenn wir ſprechen müſſen, 
ſo können wir nur unſere pflichtmäßige Ueberzeugung vor den Stufen des 
Thrones niederlegen. Darum fordere ich Sie auf, ein deutſches Wort, an 
einen deutſchen König zu richten und mit vollem Vertrauen ihm die Wahr⸗ 
heit zu ſagen, Er mag entſcheiden, was demnächſt unſer Schickſal ſein wird. 
Ich trete dem Antrage der Abtheilung mit vollem Herzen bei. 
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Graf Botho zu Stolberg: Ich muß ſagen 
durch dieſen Umſtand, daß das Anſchließen . Ante 
als ein Drängen gedeutet werden könne, 
den Antrag der anderen Kurie zu ſtimme 
daß wir uns in einer Art mit Wünſchen Sr. Majeſtät nahen, wie hier in 
dem entwickelnden Amendement dargeſtellt worden, aber nicht im unbedingten 
h zu 92 n der anderen Kurie. f f 

raf Vork: Da Sc. Majeſtät der König ſelbſt ausgeſprochen haben 
daß es die edle Verpflichtung der Stände ſei, Kr 8 * ha 
ſo glaube ich in der Bitte an Se. Majeſtät den König um Verleihung der 

Periodizität, der ich mich aus vollem Herzen anſchließe, die Bezugnahme auf 
die frühere Geſetzgebung nicht unbeachtet laſſen zu dürfen. Ich würde dem 
Vertrauen Sr. Majeſtät nicht zu entſprechen glauben, ich würde nicht im 
vollen Umfange die ſchuldige Treue und Ehrfurcht Sr. Majeſtät zu beweiſen 
glauben, wenn ich von meinem Standpunkte aus nicht ausſpräche, daß mich 
auch Rechtsgründe zu dieſer Bitte bewegen. } 

Graf Eberhardt Stolberg: Ich ſelbſt kann nicht wünſchen, daß 
die von Sr. Majeſtät angeordneten Ausſchüſſe fo zuſammentreten und fo 
organiſirt werden, wie es im Geſetze ſteht; ſie ſind aber bisher noch nicht 
zuſammengetreten, ich kann daher jetzt über die Nothwendigkeit oder über das 
Nichtwünſchenswerthe derſelben noch kein ſo gegründetes Urtheil haben, um 
hierauf gegründete Bitten bauen zu können. 

Graf Burghaus: Ich wollte mir zuförderſt die Frage an den Herrn 
Referenten erlauben, ob die hohe Abtheilung gemeint iſt, daß die hier ausge⸗ 
ſprochene Bitte, wie fie im Referate enthalten if, ohne Anführung von 
Gründen Sr. Majeſtät vorgetragen werden ſoll. Es iſt mir aus dem Refe- 
rate nicht klar geworden, ob eine ſolche Bitte ohne Anführung von Gründen 
vorgetragen werden ſoll; ſollte dies der Fall ſein, dann ſchließe ich mich dem 
Vortrage unbedingt an. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, daß die Frage: ob und welche Gründe 
anzuführen ſind, eine ſolche iſt, die lediglich die Kurie belrifft; die Abtheilung 
hat darüber kein Urtheil zu fällen und hat auch keines gefällt. Es kann 
immer nur Sache der Kurie fein, zu entſcheiden, ob und welche Gründe fie 
geben will. Dieſe Aufklärung wollte ich nur als meine Anſicht über die 
Frage geben, die das geehrte Mitglied aus Schleſien geſtellt hat. 

Graf Dyhrn: Meine Herren! Neben der Wahrheit, glaube ich, find 
wir aber auch hier ſchuldig, uns in der Geſchichte, im gegenwärtigen Stand⸗ 
punkte umſehen, und darum meine Herren ſpreche ich hier von den Rechts⸗ 
gründen nicht ferner, ich ſtelle mich heute auf einen höheren Standpunkt. 
An dieſen höheren Standpunkt mahnt mich der heutige Tag und ich verlaſſe 
daher den juriſtiſchen Grund und ſtelle mich auf den welthiſtoriſchen. Denn 
ſchon einmal, meine Herren, waren alle Blicke Europa's am 18. Juni auf 
Preußen gerichtet. Damals war es das Preußen in den Ebenen von Bel- 
gien, heute meine Herren, iſt es das Preußen im goldenen Königsſaale, es 
ſind die preußiſchen Ritter im Ritterſaale; damals waren es Tauſende von 
Rittern, heute find wir eine kleinere Geſellſchaft; aber ſo hoch ich auch die 
Entſcheidung halte, die damals am 18. Juni exſochten wurde, fo kann ich 
doch den heutigen Augenblick nur für die Erfüllung dieſer Entſcheidung 
halten. Meine Herren! Ich darf nicht weiter darauf eingehen; es ſind ſehr 
viele unter Ihnen, denen ganz andere Gefühle, denen die lebendige Gegenwart 
entgegentreten wird, wenn ich die Uhr herausnehme und ſage, es iſt jetzt 1 
Uhr am 18. Juni. Wo waren Sie da, meine Herten, vor 32 Jahren? 
Welcher Entſcheidung eilten Sie damals entgegen? Meine Herren! Laſſen 
Sie unſere heutige Entſcheidung nicht ganz unwürdig der ſein, welche Preu⸗ 
fen heute vor 32 Jahren im Angeſichte von Europa gab. Es iſt der Tag 
des ſchönen Bundes! Laſſen Sie uns dieſen ſchönen Bund heute um uns 
und unſere Mitbrüder in der anderen Kurie, um das ganze Volk ſchlingen. 
Darum, meine Herren, beuge ich meine eigenſten politiſchen Anſichten, die 
ich ſonſt gewiß immer und überall aufrecht erhalten werde, inſoweit und ſo⸗ 
fern, als dieſes nothwendig wird, mich mit der Mehrheit dieſer hohen Ver⸗ 
ſammlung in Einklang zu ſetzen, und ich glaube nicht, meine Herren, daß 
Sie mich deßwegen einer Feigheit zeihen werden. Um eben den Tag des 
ſchönen Bundes zu feiern, werde ich mit dem Antrage der Abtheilung ſtimmen. 

Prinz zu Hohenlohe: Ich glaube, wir ſind über die Nothwendigkeit 
der Periodizität des Vereinigten Landtages in unſerem Innern beinahe Alle 
einig; es bewegt uns aber Etwas, das iſt die Frage, ſollen wir dieſen Wunſch 
ausſprechen? Ich frage, meine Herren, find wir verpflichtet, dem Könige 
Nachricht zu geben von dem, was wir überzeugt ſind, das Alle durchdringt, 
von dem wir überzeugt ſind, es iſt der allgemeine Wunſch? Der König 
ſagte: „Zwiſchen uns ſel Wahrheit.“ Ich halte mich deshalb verpflichtet, ganz 
dem . beizutreten, wie es von der vierten Abtheilung ausgesprochen 
worden iſt. N 

Fürſt Lichnowsky: Der Königliche Geſetzgeber, der, ohne dazu weder 
verpflichtet zu ſein, noch in irgend einem Akte der Geſetzgebung einen Anlaß 
dazu zu finden, dieſe Herren-Kurie ins Leben gerufen hat, hat fie ohne Zwei⸗ 
fel als ein vereinigendes, verſtändigendes Band zwiſchen der Krone und der 
anderen Kammer hingeſtellt. Das iſt, nach unſerer Anſicht, unſere wahre 
Aufgabe; und das iſt es, was uns nie ſo deutlich vorſchweben muß, als ge⸗ 
rade am heutigen Tage. Ich kann mir nicht denken, daß der König im 
Zweifel ſein könne darüber, um was wir bitten. Aber wenn wir auch durch 
unſere Vitte der Krone etwas Unerwartetes vortragen ſollten, ſo wäre es doch 
unſere Pflicht, nach dem Ausdruck eines berühmten Mannes, den unſer Kö⸗ 
nig auf die Univerſität Bonn berief: „Unſere Treue eben fo gut durch Nein, 
als durch Ja zu bewähren.“ Ich ſehe die Treue in der Wahrheit und ſtimme 
darin meinem verehrten Kollegen aus Schleſten bei. Die Wahrheit zu ſagen, 
find wir dem Könige ſchuldig. Ich will nicht zu weit zurückgehen in der Ge⸗ 
ſchichte, ſondern nur auf eine Periode, die wir alle erlebt haben, auf die 
Zeit vor dem Jahre 1815—30. Ich frage Sie, meine Herren, hat damals 
der hohe franzöſiſche Adel feine wahren Pflichten gegen das Königthum er⸗ 
füllt? Er hatte es ſich gewiſſermaßen zur Aufgabe geſtellt, der Krone gegen⸗ 
über die Wünſche und die Lage des Landes wegzuleugnen. — Wir wollen ge⸗ 
wiß nicht, daß man auch auf die Preußiſche HerrensKurie anwenden könne — 
fie hat nichts gelernt und nichts vergeſſen. 


(Schluß folgt.) 


daß ich mich gerade 
ag der anderen Kurie 
hauptſächlich bewogen finde, gegen 
n. Ich kann daher nur wünſchen, 


* 


